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Deutlich mehr Personal für die
Bereitschaftspolizeien in Bund
und Ländern fordert die GdP auf
ihrem 3. Fachsymposium Be-
reitschaftspolizei. Die Zahl der
Einsätze, bei denen sich die
Länder gegenseitig unterstützen
müssen, betrug 2004 noch 41. In
diesem Jahr werden es 140 sein.
Seite 12

Der Gesundheitsfonds wird die
strukturelle Einnahmeschwäche der
Gesetzlichen Krankenkassen nicht
aufgefangen. Statt andere Ein-
kommensarten zur Finanzierung mit
heranzuziehen und die Steuer-
finanzierung gesamt-
gesellschaftlicher Aufgaben
auszubauen, werden die Versicher-
ten einseitig mit künftigen Kosten-
steigerungen belastet.
Seite 24

„Sieht man sich die Begriffe
Beurteilung wie auch Objektivität
an, so wird m. E. schnell einsich-
tig: Quotierungen sind
sachfremd“, urteilt der Autor des
Beitrages u. a. und erläutert die
„inhaltlich Urteilsbildungen über
Mitarbeiter durch ihre unmittelba-
ren Vorgesetzten“.
Seite 31
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Die GdP Berlin wird das Tarifdiktat der
Rot-Roten Landesregierung, die Löhne
und Gehälter im Öffentlichen Dienst nur
mit zweimal 300 Euro für die Jahre 2008
und 2009 zu erhöhen, nicht akzeptieren.
2004 haben die Landesbeschäftigten der
Hauptstadt letztmalig eine Tarifanpassung
aus den Tarifverhandlungen 2002 erhalten.
Seitdem ist der Senat nicht bereit, die
Tarifergebnisse von VKA und TdL zu
übernehmen. Die Landesregierung Berlin,
unter dem Regierenden Bürgermeister

Wowereit, will den Angestellten, Arbei-
tern und Beamten noch nicht einmal ei-
nen Inflationsausgleich für die Jahre 2004-
2009 gewähren. Die GdP und die Tarif-
gemeinschaft Berlin zeigten sich in den
Gesprächen bemüht, den Streit mit der
Landesregierung durch Kompromisse zu
beseitigen. Statt prozentualer Erhöhun-
gen wären auch Sockelbeträge möglich
gewesen. Die Landesregierung stellte sich
stur.

Stattdessen beschloss der Senat, die

Beschäftigten 2008 und 2009 mit jeweils
einer Einmalzahlung von 300 Euro brutto
außertariflich abzufrühstücken. Zu Recht
haben die Kolleginnen und Kollegen die-
se Zahlung als Hohn bezeichnet. Tarif-
verhandlungen werden nicht durch einsei-
tige Zahlungen und durch Basta-Politik
beendet, sondern durch Tarifvertrag. Noch
müssen die Tarifbeschäftigten in Berlin 8
bis 12 Prozent Gehaltseinbußen bis Ende
2009 aufgrund des Anwendungstarif-
vertrages aus dem Jahre 2003 hinnehmen.

In der Woche vom 13. bis 16.10.2008
haben die Streikenden den Berliner Se-
nat nochmals aufgefordert, die Verhand-
lungen mit den Gewerkschaften wieder
aufzunehmen. Am 14.10.08 hat die stell-
vertretende GdP-Bundesvorsitzende
Kerstin Philipp (selbst Beschäftigte bei
der Berliner Polizei) vor rund 9.000 strei-
kenden Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern des Berliner öffentlichen Diens-
tes am Amtssitz von Innen- und Sport-
senator Dr. Ehrhart Körting ein soforti-
ges Ende der Tarifauseinandersetzung
gefordert: „Diese Auseinandersetzung
vergiftet das soziale Klima in der Stadt.“
Sie forderte den Senat auf, die negativen
Auswirkungen dieses seit Monaten andau-
ernden Streiks auf die Bevölkerung jetzt
aktuell erneut zu analysieren und in der
Senatssitzung am 21.10.08 eine Entschei-
dung zu treffen, diese Hängepartie zu
beenden und mit den Gewerkschaften
weiter zu  verhandeln.

U. Kurzke

STREIK IN BERLIN:

Tarifdiktat nicht akzeptabel

Rund 9.000 Streikende des öffentlichen Dienstes zogen am 14.10.2008 vor das Rote
Rathaus, dem Amtssitz des Berliner Senats.                             Foto: Wilfried Püschel

Zum Abschluss seiner Rede rief der GdP-Bundesvorsitzende Konrad Freiberg den Streikenden zu: „Wir wollen Gerechtigkeit, wir haben
unseren Beitrag an der Haushaltskonsolidierung geleistet!“ Rechts: Uwe Kurzke vom GdP-Landesvorstand Berlin.

          Fotos: Michael Zielasko
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Am 15. und 16. Oktober 2008 sind ei-
nen Steinwurf von der Tagung des Rates
der EU-Wirtschafts- und Finanzminister
die Führer der im Europäischen Gewerk-
schaftsbund EGB versammelten nationa-
len Gewerkschaftsorganisationen zusam-

mengekommen. Auf der Tagesordnungen:
Wie reagieren wir auf die Finanzkrise?
Schwerpunkt der Debatte war die Frage,
wie man mit dem im Nachgang der Finanz-
krise zu erwartenden Einbruch der Real-
wirtschaft und dem damit einhergehenden
Anstieg der Arbeitslosigkeit umgehen soll.

Mit dem Schock der Finanzkrise macht
sich aber auch die Hoffnung breit, dass der
Privatisierungs- und Deregulierungstrend
der vergangenen Jahre gebrochen wird.
Die Krise nutzen, um den Trend der
Deregulierung, Privatisierung und des Ab-
baus von öffentlichen Dienstleistungen
umzukehren, so könnte das Fazit der eu-
ropäischen Gewerkschaftsbewegung aus
der jüngsten Finanzkrise lauten.

Der europäischen Gewerkschaftsbewe-
gung kommt eine Schlüsselrolle dabei zu,
dafür zu sorgen, dass die Politik über die
unmittelbare Krise hinaus, nachhaltige
Lösungen findet.                                  jv

EGB ZUR FINANZKRISE:

Zeit zur Umkehr

John Monks, Ge-
neralsekretär des
EGB, geißelt
bereits seit Jah-
ren den soge-
nannten „Kasino
Kapitalismus“,
in dem sich die
Kapitalmärkte
immer weiter von
der Realwirt-
schaft abkoppeln.
          Foto: EGB

Seit 2004 verleiht die DGfK einen mit
1.000 Euro dotierten Preis für hervorragen-
de Arbeiten auf dem Gebiet der Krimina-
listik. Damit sollen die Kriminalwissen-
schaften in ihrer Gesamtheit in Praxis und
Wissenschaft gefördert werden.

Ausgewählt von einer Gutachterkom-
mission aus verschieden Fachgebieten wur-
de für 2007 die an der Steinbeis-Hochschu-
le Berlin entstandene
Masterarbeit „Per-
sönlichkeitsprofil von
Wirtschaftsstraf-
tätern“ – geschrieben
von Diplomkrimi-
nalist Lothar Müller,
Berlin. Die Arbeit
gibt wesentliche Auf-
schlüsse über Ent-
stehungszusammen-
hänge der Wirt-
schaftskriminalität,
korrespondierende
Kriminalitätstheo-
rien und über die Per-
sönlichkeit von Wirt-
schaftsstraftätern.
Vor dem Hinter-
grund der aktuellen
Wirtschaftskriminali-

DGFK:

Preis vergeben

Die Preisträger mit dem Präsidenten der DGfK Dr. Holger Roll (l.)
und dem Vizepräsidenten Ltd. Kriminaldirektor a.D. Horst Clages.

                     Foto: DGfK

tät werden damit wesentliche Einsichten
und Erklärungen gewonnen sowie Prä-
ventionsansätze und Aufdeckungskriterien
in Unternehmen vermittelt.

Ein mit 500 Euro dotierter Sonderpreis
ging an Michaela Franke, Köln, für die
Masterarbeit „Korruptionsprävention in
Unternehmen – ausgewählte Probleme und
Lösungsvorschläge“.               Horst Clages

BUNDESPOLIZEI:

GdP im Bundespolizeipräsidium
In Potsdam gibt es seit März 2008 offi-

ziell das Bundespolizeipräsidium. GdP-
Bundesvorsitzender Konrad Freiberg traf
sich Mitte Oktober nun mit dem Präsiden-
ten des Bundespolizeipräsidiums.,
Mathias Seeger, zum Antrittsbesuch. Be-
gleitet wurde er dabei von den Kollegen
des Bezirks Bundespolizei Josef Scheu-
ring, Jörg Radek, Hans-Dieter Brunjes
und dem stellvertretenden Kreisgrup-

penvorsitzenden von Potsdam, Christian
Hauk.

Themenschwerpunkte des Gespräches
waren die Folgen der Neuorganisation der
Bundespolizei – insbesondere für die Kol-
leginnen und Kollegen aus den Bereichen
Frankfurt/Oder und Pirna sowie die Aus-
landseinsätze. Darüber spielte die Unter-
bringung der Kolleginnen und Kollegen
des Präsidiums eine Rolle.                  rad.

Die GdP hat die Regierungsparteien auf-
gefordert, ihre Einigung im Koalitionsaus-
schuss über die geplanten Befugnisse der
Bundeswehr im Innern klarzustellen. „Eine
Grundgesetzänderung, die die Abwehr von
Terrorakten aus der Luft und von der See

mit militärischen Mitteln ermöglicht, darf
nicht zum Vorwand genommen werden, die
verfassungsrechtlich gesetzten Grenzen
weiter auszudehnen und der Bundeswehr
Polizeiaufgaben zu übertragen“, so GdP-
Vorsitzender Konrad Freiberg. Wenn in eng

begrenzten Fällen das Verfassungsgericht
die Unterstützung der Bundeswehr deshalb
erlaube, weil nur sie über die geeigneten
Waffen verfügt, so müssten diese Fälle fest-
geschrieben werden. Da dürfe es keine
Interpretationsspielräume geben.        red.

EINSATZ DER BUNDESWEHR IM INNERN:

GdP fordert Klarstellung
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Wir haben wohl keine Wahl.
Die Finanzmärkte brauchen aktuell ei-
nen Rettungsanker. Den wirft ihnen die
Regierung mit ihrem Bankenrettungs-
paket von rund 500 Milliarden Euro zu.
Damit soll die Wirtschaft vor noch dra-
matischeren Folgen der Bankenkrise
abgeschirmt werden. Dazu gibt es offen-
sichtlich aktuell keine Alternative.
Und dennoch: Sicher nicht nur in mir

regt sich ein
gewaltiges Unge-
rechtigkeitsem-
pfinden. Verzockte
Gelder, unseriöses
Management und
dann staatliche
Summen, um diese
Miserere aufzufan-
gen? Letztendlich
wird unverantwort-
liches Fehlverhal-
ten von Bankern
prämiert. Aber
werden die Finanz-
märkte als Nerven-
zentrum der Wirt-
schaft instabil oder
brechen sie gar
weg, hat das unge-

ahnte Auswirkungen auf unser gesam-
tes Wirtschaftsgefüge, auf die Beschäfti-
gung und letztendlich auf unser aller
Leben in dieser Gesellschaft. Uns als
Gewerkschaften bleibt also nichts ande-
res übrig, als das Rettungspaket für die
Banken „zu akzeptieren“. Aber wir for-
dern eindeutige Bedingungen für die
Gewährung dieser Nothilfe und eine
Ursachenbekämpfung. Denn an Selbst-
regulierung der Finanzmärkte glaubt
spätestens jetzt wohl niemand mehr (s.
auch S. 16: DGB nimmt Stellung zum
Finanzmarktstabilisierungsgesetz).
Es drängt sich aber auch das Gefühl auf:

Es ist Geld da in unserem Staat! Kurzfris-
tig können viele Milliarden Euro bereitge-
stellt werden.
Das Beunruhigende: Für die Aufstockung
sozialer Belange wurde noch nie so akut
und tief ins Staatssäckel gegriffen. Im Ge-
genteil. Hier werden die Belastungen gern
von oben nach unten verteilt. So wird uns
beispielsweise in Kürze der Gesundheits-
fonds aufgezwungen –- mit der Aussicht,
dass alle Krankenkassen ihren Beitrag auf
15,5 Prozent gleichermaßen anheben.
Eine Freude über die Absenkung der Ar-
beitslosenversicherung um 0,5 Prozent
will sich da bei vielen nicht so recht ein-
stellen.

Oder schauen wir uns in unserem unmit-
telbaren Bereich um: In Berlin streiken
seit Ende April die Beschäftigten des
Öffentlichen Dienstes. Ihre Forderungen
klingen wie die Forderung nach beschei-
dener Aufstockung des Taschengeldes,
nachdem uns im Zusammenhang mit der
Bankenkrise wochenlang die Summen
von mehreren Milliarden Euro um die
Ohren gehauen wurden. Der Senat bleibt
dennoch stur. Dabei haben gerade die
Berliner Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes seit Jahren zur Haushalt-
sanierung beigetragen. Haben auf
Urlaubs- und Weihnachtsgeld und auf
Gehaltsanteile verzichten müssen. Nun
reicht es! Die Steuereinnahen sind deut-
lich gestiegen, der Wirtschaft geht es bes-
ser – und der Berliner Senat sieht keiner-
lei Handlungsbedarf? Das grenzt an Igno-
ranz gegenüber den Interessen der Be-
schäftigten.

In unserem Staat geht es eindeutig um die
Umverteilung der vorhandenen Gelder.
Wie es den Regierungen in den Ländern
und der Bundesregierung in nächster Zeit
gelingt, der Bevölkerung zu verdeutlichen,

dass sie Politik im Interesse der Men-
schen machen, das ist aus meiner Sicht
für die demokratische Entwicklung in
unserer Gesellschaft von immenser Be-
deutung. Die Erfahrung der letzen Jah-
re, dass für Sozialleistungen kein Geld
da ist, darf sich nicht verhärten. Wenn
den Menschen immer mehr Lasten auf-
erlegt werden, dann wird sich die Bevöl-
kerung noch weiter von den demokrati-
schen Parteien abwenden. Das birgt
vielfältige Gefahren. Rhetorisch starke
Populisten mit Extrempositionen haben
in solche Situationen besonders leichtes
Spiel. Im nächsten Jahr sind mehrere
Wahlen – u. a. die Bundestags- und
Europawahlen.

Und Anfang nächsten Jahres beginnen
die Tarifverhandlungen für
den Öffentlichen Dienst (TDL). Wir
werden als Gewerkschaft mit deut-
lichen Forderungen antreten. Wir wol-
len nichts geschenkt, aber für gute Ar-
beit entsprechend gut bezahlt werden
und an der positiven Wirtschafts-
entwicklung teilhaben. Dafür werden
wir mit allen demokratischen Mitteln
kämpfen.
Auch für die Beamten wird diese Tarif-
runde wichtig, denn die zeit- und
inhaltsgleiche Übertragung auf die Be-
soldung bleibt als gewerkschaftliche
Forderung bestehen.

Das Geld ist in unserem Staat da –
allerdings muss man sich für eine
gerechte Umverteilung stark machen.
Darin liegt eine zentrale Aufgabe der
Gewerkschaften für die Zukunft.

Bankenkrise und Tarifforderungen

forum

  Mit Interesse habe ich Ihren Artikel
zu diesem Thema gelesen – aber auch mit
Erstaunen!

Zu: Ultras in Fußballstadien –
Diskrepanz zwischen Support

und Gewalt, DP 10/08

Wie haben Sie festgestellt, dass die
Ultraszene in Rostock „momentan eine
der gewaltbereitesten im Profifußball in
Deutschland“ ist? Ich meine, wie bemisst
man so etwas?

Richtig enttäuscht hat mich Ihre Dar-
stellung der Vorfälle beim Spiel Hansa
Rostock gegen Schalke 04 vom 20.10.2007.
Zitat: „Nachdem durch die Problemfan-

klientel in den Blöcken 27 und 27a der
Einsatz von Polizei und Ordnungsdienst
durch Zeigen von Transparenten provo-
ziert worden war…“. Bei dem besagten
Transparent handelte es sich um ein blau-
es Banner mit der weißen Aufschrift „Ost-
seestadion“.  Spruchbänder mit diesem In-
halt sind nicht gern gesehen in der DKB-
Arena und rechtfertigen unbedingt den
Einsatz einer prügelnden Ordnerhorde
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forum
LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst
viele Kolleginnen und Kollegen zu
Wort kommen zu lassen. Abgedruck-
te Zuschriften geben nicht unbedingt
die Meinung der Redaktion wieder.
Anonyme Zuschriften werden nicht
berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:

GdP-Bundesvorstand
Redaktion Deutsche Polizei
Stromstraße 4
10555 Berlin
Tel.: 030/39 99 21-114
Fax: 030/39 99 21-190
E-Mail:
gdp-redaktion@gdp-online.de

und Reizstoff aus polizeilichen Sprüh-
geräten! Für mich als unmittelbarer Au-
genzeuge ist die Rechtstaatlichkeit dieser
Maßnahmen ernsthaft in Frage zu stellen.
Ein Banner, das weder aufrührerisch oder
rechtspopulistisch ist, noch zu strafbarem
Handeln auffordert, kann einen derart
massiven Einsatz kaum rechtfertigen. Die
verzerrte Darstellung in Ihrem Artikel
halte ich schlichtweg für verfehlt!

Und, bevor Sie mich in einer Antwort
auf die aktuellen Ausschreitungen beim
Spiel zwischen Hansa Rostock und dem
FC St. Pauli hinweisen, sollten Sie die In-
halte der Pressekonferenz des FC Hansa
vom heutigen Tage zur Kenntnis nehmen.
Dort führte Oberstaatsanwalt Peter
Lückemann zum Stand der Ermittlungen
aus, dass die Gewalttäter nicht den Fan-
gruppen des FC Hansa Rostock zuzurech-
nen sind.

Ringo Bruhn, per E-Mail

Lieber Kollege Bruhn,
der veröffentlichte Artikel basiert auf ei-

ner rund 10-jährigen Erfahrung als Ein-
satzleiter bei Fußballspielen in der Hanse-
stadt Rostock. Da mir bewusst war, dass
ein Artikel mit dieser Thematik hoch sen-
sibel ist, habe ich die Recherchen durch Se-
minararbeiten der Universität Greifswald
und der Fachhochschule für öffentlichen
Verwaltung, Polizei und Rechtspflege be-

gleiten lassen. Besonders differenziert sind
die Ereignisse um das angesprochene
„Schalke-Spiel“ zu betrachten. Die Aussa-
gen des Artikels beziehen sich auf die
Ermittlungsergebnisse der zuständigen
Dienststelle nach Auswertung der Video-
aufnahmen, Fotos und Zeugenverneh-
mungen.

Es ist natürlich schwierig, im Rahmen
eines Artikels die Bedürfnisse aller Leser
zu befriedigen bzw. alle Aussagen detail-
liert darzustellen. Die Aussage, dass es sich
bei der Rostocker Ultrafanszene um eine
der gewaltbereitesten Szenen handelt, fußt
auf einer Analyse der Verlaufberichte der
Zentralen Informationsstelle Sporteinsätze,
beginnend am 30.4.2005.

Die erstmalige Veröffentlichung des Ar-
tikels erfolgte im April 2008. Die aktuelle
Situation in der Fanszene in Rostock er-
härtet die Aussagen des Artikels. So wurde
z. B. eine Person aus der Führungsriege des
Fanszene e.V. im Mai in Bochum am
Stadioneinlass mit Rauchpulver festgestellt.
Aufgrund der Rauchentwicklung im
Hansafanblock konnte dieses Spiel erst
später angepfiffen werden. Im August ran-
dalierten sogenannte Hansafans beim Test-
spiel in Dänemark und schlussendlich wur-
den im Rahmen des Einsatzes beim Fuß-
ballspiel Hansa gegen St. Pauli Führungs-
personen aus der Rostocker Fanszene in
Gewahrsam genommen. Gegen diese Per-

In unserer Mitgliederzeitschrift DEUTSCHE POLIZEI ist im Oktober auf Sei-
te 20 eine Anzeige erschienen, von der sich die GdP Bund als auch der VERLAG
DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH Anzeigenverwaltung inhaltlich klar
und deutlich distanzieren.

Verunglimpfungen und Behauptungen dieser Art und Güte gegenüber Per-
sonengruppen sind untragbar.

Diese vom „KOPP Verlag“ beauftragte Anzeige, in der wir antimuslimische Pa-
rolen erkennen und aufs Äußerste verurteilen, bewirbt einen Buchtitel.

Der Sorgfalt wegen und im Rahmen der Verantwortlichkeit unseren Leserinnen
und Lesern gegenüber klären wir den Vorgang genauestens auf.

Wir stellen fest, dass der Fehler, wodurch die Anzeige im Produktionslauf veröf-
fentlicht wurde, beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH
(VDP) Anzeigenverwaltung Hilden, erfolgte. Der Verlag, der das Versäumnis zeit-
gleich mit der Auslieferung der Auflage bemerkte, konnte die Verbreitung nicht
mehr stoppen. Dafür entschuldigen wir uns aufrichtig und versichern das sofortige
Einrichten einer weiteren Kontrollinstanz im VDP vor Auslieferung künftiger An-
zeigen.

Bodo Andrae                                   Konrad Freiberg
VDP Geschäftsführer GdP-Bundesvorsitzender

Es ist gut, dass Ihr das Thema angeht.
Die Fußballclubs müssen Randalierern
(auch denjenigen, die „nur“ beleidigen
etc.) Stadionverbote erteilen und aus ih-
rem Verein ausschließen.

Hier müssen der DFB, die Polizei, die
Vereine und die normalen Fanclubs zu-
sammenarbeiten, im Interesse der wirkli-
chen Fußballfans.

Es ist schon genug passiert auf den Stra-
ßen, im Stadion und auch bei EM und WM.
Manche der angeblichen „Fans“ würden,
ohne mit der Wimper zu zucken, tote Poli-
zisten in Kauf nehmen, sie würden sich
sogar darüber freuen. Wir müssen die wirk-
lichen Fans vor den Chaoten schützen,
ebenso die Geschäftsinhaber, Fahrzeug-
und Hausbesitzer, die Passanten und Be-
nutzer der öffentlichen Verkehrsmittel.

 Wolfgang Land, Pforzheim

Zu: GdP fordert Fußball-Gipfel,
DP 10/08

Fortsetzung auf Seite 20Buchanzeige vom KOPP Verlag in DEUTSCHE POLIZEI 10/2008

STELLUNGNAHME

Zu: Angemerkt, DP 10/08

Im Seniorenjournal der DP-Ausgabe
10/08 greift Artur Jung unter „Ange-
merkt“ ein Problem auf, mit dem ich in

sonen sind derzeit Strafverfahren wegen
Landfriedensbruches anhängig.

Freundliche Grüße, Olaf Kühl,
Autor des Beitrages
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Hamburg war 2002 Vorreiter für eine neue Polizei-Uniform. Seither stellen
sich die meisten Länder auf eine blaue Uniform um. Wenn schon blau,
dann einheitlich – dafür hat sich die GdP eingesetzt. Die Länder aber ha-
ben anders entschieden. Dennoch trägt fast die gesamte Bundesrepublik
bereits eine neue Blaue – wenn auch in unterschiedlichen Schattierun-
gen, Ausstattungen und Ansichten.
Wer die neue Uniform trägt, hofft natürlich, dass sie allen Erwartungen
entspricht. Höchst funktional soll sie sein, den Modetrends nicht gänz-
lich widersprechen und bequem soll sie sein – kurz: Sie muss diensttaug-
lich sein, man will damit eine gute Figur machen und sich darin wohl-
fühlen – Tag für Tag, bei jedem Wetter, in jeder Einsatzsituation.

Damals im Herbst 2002 kam der Desig-
ner Colani in ein Hamburger Polizeirevier.
Mit 21 Kolleginnen und Kollegen hat er
erst mal zusammengetragen, worauf es
den Trägern ankam, wo spezielle Wünsche
lagen und sich designermäßig Stolper-
stellen ergeben könnten. Was heraus kam,
hat sich inzwischen als „Colani-Uniform“
einen Namen gemacht: dunkelblau und
mit sechseckiger Mütze.

Die meisten anderen Länder zogen re-
lativ zügig nach. Das Hamburger Modell
war schließlich eine Art Urform, an die
man sich anlehnte.

Es gab mehr oder weniger intensive
Einbindungen der Kolleginnen und Kol-
legen bei der Erarbeitung der Entwürfe,
es gab Trageversuche und dennoch: Selbst
bei intensivster Vorbereitung stellt sich
nach längerem Gebrauch doch noch der
eine oder andere Mangel heraus, fällt
Wünschenswertes auf.

Speziell in Niedersachsen kritisierten
Kolleginnen und Kollegen insbesondere
das mangelnde Wärmeverhalten be-
stimmter Uniformteile. Die Bundes-
geschäftsstelle hat diese Kritik aufgenom-
men dem Geschäftsführenden Bundes-
vorstand der GdP präsentiert. Der ent-
schied, den Kritikpunkten wissenschaft-
lich fundiert nachzugehen. Ende ver-
gangenen Jahres erhielt die „Öffentliche
Prüfstelle des Fachbereichs Textiltechnik“
der Hochschule Niederrhein in Mönchen-
gladbach einen entsprechenden Prüfauf-
trag: Die Uniform aus Niedersachsen soll-
te auf Herz und Nieren geprüft werden –
ob subjektives Empfinden und objektive
Gegebenheiten übereinstimmen. Ofiziell

lautete der Prüfauftrag: „Untersuchung
der mechanisch technologischen Eigen-
schaften von textilen Uniformteilen der
Design-Typen Colani (blau) und
Oestergaard (grün) im Vergleich“.

Gestestet wurden also sowohl von der
grünen als auch von der neuen blauen
Uniform folgende Teile auf Wärme-
isolation, Wasserdurchlässigkeit und
Robustheit der Stoffe:

• Hemd
• Parka/Außenjacke
• Jacke/Innenjacke
• Hose, Winter/Cargo
• Hose, Sommer/Chino
• Socken

DP berichtete in der Januar-Ausgabe
bereits von ersten Untersuchungstrends.
Die Prüfstelle hatte zum damaligen Zeit-
punkt noch einige ergänzende Tests an-
geregt z. B. Wasch- und Materialtests, und
weitere Informationen (technische
Begleitungsrichtlinien) einzuholen.

Nun liegt das Testergebnis vor. Die
„neue Blaue“ schneidet in fast allen Punk-
ten besser ab als die „Grüne“, schlägt sie
aber nicht in allen Punkten um wirkliche
Längen. Und es gibt Nachbesserungshin-
weise und Empfehlungen an die Be-
schaffer und Träger.

Hier nun die Testergebnisse von dem,
was viele unserer Kolleginnen und Kolle-
gen tagtäglich als „zweite Haut“ im Dienst
tragen.

Untersucht wurden fertige Beklei-
dungsteile (allerdings oft in kleinteiligen
Fetzen). Dabei konnte nicht ausgeschlos-
sen werden, dass unterschiedliche Stoff-

lieferungen von Bekleidungsteil zu
Bekleidungsteil verarbeitet wurden.

Und auch äußere Einflüsse auf das
Gewebe, wie zum Beispiel mechani-
sche Schädigungen an der Gewebe-
oder Beschichtungsoberfläche durch
Verarbeitung, Verpackung oder Trans-
port konnten gegebenenfalls die
Messergebnisse beeinflussen.

Hemden

Die Farbechtheitswerte wurden als gut
eingestuft. Fünfmal hintereinander wur-
den sowohl die blauen als auch die zur
grünen Uniform gehörenden Hemden ge-
waschen, um die Farbbeständigkeit auch
nach mehreren Wäschen einzuschätzen.
Das Ergebnis war deutlich: Es traten
keine Farbveränderungen ein.

Auch die Maße nach den
Wäschen mit 40˚ C hatten
sich bei beiden Model-
len nicht spürbar ver-
ändert.

Die Luftdurch-
lässigkeit des Hem-
denstoffes der grü-
nen Uniform er-
wies sich hinge-
gen geringer als
die des Hem-
denstof fes
der blauen
Uni form,
ist aber
dennoch
als gut zu
b e w e r -
ten.

D e r
Spraytest
m a c h t
eine Aussa-
ge zur wasser-
abweisenden Wirkung
(Imprägnierung) der
Oberfläche. Er wird nor-
malerweise bei Ober-
stoffen für Regen-
schutz angewandt
und ist für Hemden-
stoffe weniger von

UNIFORMTEST

Blau und nun zufrieden?
– Zerfetzt für den Test –
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Bedeutung. Im Falle der Uniformhemden
wurde er dennoch angewandt. Es zeigte
sich, dass die Oberfläche der Stoffe in
beiden Fällen gut benetzbar ist, was sich
positiv auf die Verteilung von flüssiger
Feuchtigkeit auf der Stoffoberfläche aus-
wirken kann.

Hinsichtlich des Brennverhaltens hat
ein Hemdenstoff im Normalfall kei-

ne besonderen Anforderungen
an die Schwerentflamm-

barkeit zu erfüllen; die
Ergebnisse entsprechen
deshalb den Anforde-

rungen.

Die Außen- und In-
nenjacken der blauen Uni-
form:

Beide Jackentypen (In-
nen- und Außenjacke) sind

in ihrer Funktion auf Anfor-
derungen wie wasser- und

windabweisend sowie im Falle
der Außenjacke auf die wärme-

isolierende Wirkung abgestimmt.
Ein Teil der Nähte auf der In-

nenseite ist mit Nahtver-
siegelungsband versehen,

um die Wasser-
dichtigkeit des Ar-

tikels zu ge-
währleisten

und ein Ein-
dringen von
W a s s e r
durch die
E i n s t i c h -
stellen der
Naht zu
verhindern.
D e s h a l b
liegt bei der
Durchfüh-
rung der
Prüfungen

an diesen
Teilen der

Schwerpunkt
auf den Unter-

suchungen der
funktionalen Ei-

genschaften was-
serdicht, wind-
dicht und was-
serdampfdurch-
lässig (atmungs-

aktiv) sowie auf
dem Einfluss von

mehreren Wäschen

auf diese Eigenschaften.
Außenjacken – Zur Untersuchung ge-

langten Außenjacken blau mit weißer und
mit klarer Beschichtung sowie der Parka
grün. Bei der Bewertung der Prüf-
ergebnisse werden die Design-Typen
Colani (blau) und Oestergaard (grün)
vergleichend betrachtet. Die Anforderun-
gen an solche Jacken sind: Sie sollen wind-
und wasserdicht sein und die Wärme gut
halten.

Die blaue Jacke ist an der Innenseite
mit einer wasserdampfdurchlässigen Be-
schichtung versehen. Zur Untersuchung
lagen jeweils eine weiß beschichtete und
eine klar beschichtete Jacke von verschie-
denen Herstellern vor. Worin sich die
beiden Beschichtungen voneinander un-
terscheiden, war den Prüfern allerdings
nicht bekannt.

Die Luftdurchlässigkeit liegt bei beiden
Teilen (blau und grün) auf vergleichbar
niedrigem Niveau. Die niedrigen Werte
der blauen Jacke resultieren aus der Be-
schichtung; der grüne Parka schützt vor
Wind durch seine spezielle Konstruktion
des Oberstoffes. Damit sind beide Teile
winddicht.

Die wärmeisolierende Wirkung wurde
mit der Bestimmung des sogenannten
Wärmerückhaltevermögens ermittelt.
Das Wärmerückhaltevermögen macht
eine Aussage über den prozentualen An-
teil der Wärme, die durch das Beklei-
dungsteil beim Abkühlen gebunden wird,
das bedeutet ein höherer Prozentsatz steht
für eine bessere wärmeisolierende Wir-
kung. Da die Außenjacke blau auch im
Verbund mit der Innenjacke blau getra-
gen werden kann, wurden sowohl die
Einzeljacke allein als auch im Verbund mit

der Außenjacke blau untersucht, um so
das „Zwiebelschalenprinzip“ der Wärme-
isolierung mit übereinander geschichteten
Bekleidungsteilen zu berücksichtigen.
Sowohl einzeln als auch im Verbund sind
die Jacken blau gegenüber der Jacke grün
positiven zu beurteilen.

Die Ergebnisse der Untersuchung der
Wasserdampfdurchlässigkeit, also der
Atmungsaktivität, liegen bei den Unifor-
men blau und grün auf vergleichbarem
Niveau.

Die Wasserdichtigkeit der blauen
Außenjacke mit weißer Beschichtung ist
sehr gut; auch im Nahtbereich bietet sich
bei mit Nahtversiegelungsband abgedich-
teten Stellen ein ausreichender Schutz.

Bei der klaren Beschichtung wurde hin-
gegen eine schlechte Wasserdichtigkeit
bereits im Originalzustand der Jacke fest-
gestellt. Es ist nicht auszuschließen, dass
die Beschichtung an der geprüften Stelle
verletzt war oder dass die Ausgangsware
des jeweiligen Abschnittes aus verschie-
denen Partien stammte.

Weil man auch wissen wollte, wie es mit
der Wasserdichtigkeit und der wasserab-
weisenden Wirkung nach 5, 10 und 20
Wäschen aussieht, wurde auch das getes-
tet. Ergebnis: Die wasserabweisenden Ei-
genschaften der Stoffoberfläche (Imprä-
gnierung) sind bei Blau nach 5 bzw. 10
Wäschen als ausreichend bis sehr gut ein-
zustufen. Nach 20 Wäschen war es damit
allerdings nicht mehr weit her. Daher ist
nach mehreren Wäschen eine reaktivie-
rende Imprägnierung zu empfehlen.

Im Vergleich kommt der Parka grün im
Neuzustand bereits schlechter weg: Die
Oberfläche des Stoffes nimmt schon nach
Benetzung das Wasser auf.                     >

Die niedersächsischen Uniformhemden der ersten Generation (helleres Hemd) waren nach
mehrmaligem Waschen deutlich ausgebleicht. Die neue Generation ist farbstabiler. Das
Prüflabor konnte das Farbverhalten mit „gut“ bewerten.                                Foto: Robra

UNIFORMTEST

Foto: Polizei & Show
Neumünster/A. Banck
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Echtheiten und Verhalten nach Che-
misch-Reinigung zeigen ein vergleichbar
gutes Niveau bei beiden Designtypen blau
und grün.

Das Brennverhalten ist negativ zu be-
werten, die Ergebnisse entsprechen je-
doch den Anforderungen an ein nicht spe-
ziell schwerentflammbar ausgestattetes
Bekleidungsstück.

Innenjacke (blau) /
Uniformjacke (grün)

Zur Untersuchung gelangten Innen-
jacken blau mit weißer und mit klarer
Beschichtung. Verglichen wurde zwar mit

der klassischen wollenen Uniformjacke,
allerdings liegen zwischen beiden Jacken
unterschiedliche Anforderungsprofile an
die speziellen Schutzfunktionen (wasser-
dicht, winddicht) vor, sodass die Vergleich-
barkeit nur bedingt gegeben ist.

Die Luftdurchlässigkeit ist bei der blau-
en Innenjacke wegen der wasserdichten
Beschichtung nicht gegeben, aber sie ist
winddicht. Im Gegensatz dazu weist die
grüne Jacke eine für eine Woll-Uniform-
jacke guten Wert auf, ist aber nicht als
winddicht einzustufen.

Die wasserabweisende Wirkung der
Oberfläche der blauen Innenjacke, ge-
prüft durch den Spraytest, nimmt ebenso

wie bei der Außenjacke nach Wasch-
behandlungen deutlich ab. Empfehlens-
wert daher auch hier: eine reaktivierende
Imprägnierung nach Wäschen.

Bei der Untersuchung zeigt sich wie bei
der Außenjacke blau eine gute Wasser-
dichtigkeit im Originalzustand mit weißer
Beschichtung und ein Abbau der Funkti-
on nach Wäschen an den Jacken mit der
klaren Beschichtung. Ob diese Verände-
rung auf die unterschiedlichen Beschich-
tungen, Verletzungen in der Beschichtung
oder den Einfluss der Wäschen zurückzu-
führen ist, kann nicht nachvollzogen wer-
den. Hier wären weitere Untersuchungen
nötig.

Die grüne Jacke ist aufgrund ihrer Kon-
struktion nicht wasserdicht, zeigt jedoch
im Spraytest für eine Innenjacke eine aus-
reichend wasserabweisende Wirkung.

Echtheiten und Verhalten nach Che-
misch-Reinigung zeigen ein vergleichbar
gutes Niveau.

Das Brennverhalten ist negativ zu be-
werten, die Ergebnisse entsprechen je-
doch den Anforderungen an ein nicht spe-
ziell schwerentflammbar ausgestattetes
Bekleidungsstück.

Was nicht im Prüfauftrag stand, aber
den Prüfern genauso auffiel wie den Trä-
gern der Innen- und Außenjacken blau:
Die Außenjacke ist für Einsätze an Frost-
tagen nicht ausreichend warm. Daher gab
es die Empfehlung, die Innen- und Außen-
jacke bei niedrigen Temperaturen über-
einander zu ziehen – nach dem Zwiebel-
schalenprinzip. Der Haken nur: Beide Ja-
cken in der gleichen Größe übereinander
getragen, das schränkt vor allem die Be-

Wie wasserdurchlässig sind die Jacken?
Per Labor-Dusche ließ sich ermitteln: Grün
lässt nicht alles abperlen, nach einer Weile
„Beregnung“ ist der Stoff durchnässt.

Am blauen Stoff hingegen perlt das
Wasser ab.

Mit rund 1000 Millibar (das entspricht einer 10 m hohen
Wassersäule) wurde der fest umschlossene Stoff von unten
„beschossen“: Der grüne Stoff lässt Feuchtigkeit durch, …

der blaue Jackenstoff hingegen hält stand. Er wölbt sich lediglich
unter dem Druck, bleibt aber auf der Innenseite trocken.

       Fotos (4): Ingeborg Heidenreich

UNIFORMTEST
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weglichkeit enorm ein. Das kann zum Risiko werden.  Der Weis-
heit letzter Schluss kann also diese Empfehlung noch nicht sein.

Hose Winter/Cargo Hose

Die Eigenschaften der beiden Hosen sind weitestgehend ver-
gleichbar. Ein Unterschied zeigt sich lediglich im Spraytest, der

die wasserabweisende Wirkung (Imprägnierung) charakterisiert.
Die Cargo-Hose blau ist in dieser Hinsicht als gut zu bewerten.
Bezüglich des Brennverhaltens gilt die bereits bei den Hemden
ausgeführte Aussage.

Die Eigenschaften der Sommer-Hose sind mit denen der
beiden vorher getesteten Hosen vergleichbar.

Socken

Die Socken waren bei den Untersuchungen etwas kurz ge-
kommen. Der Schwerpunkt lag auf der Farbechtheit – und die
erwies sich  bei beiden Sockentypen als vergleichbar gut.

Tetz/Heidenreich

Hosen des täglichen Bedarfs der Polizistinnen und Polizisten – die
neuen blauen Hosenstoffe sind deutlich besser wasserabweisend.

         Foto: Robra

UNIFORMTEST
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Lothar, Du als Vorsitzender des GdP-
Bundesfachausschusses Schutzpolizei hast
die Uniform-Tests mit forciert. Warum
wurden die Tests notwendig und warum
gerade diese Uniformteile?

Die Kolleginnen und Kollegen, die
schwerpunktmäßig ihre Arbeit auf der
Straße versehen, hatten zu Recht bei der
Einführung einer neuen Uniform eine
gewisse Erwartungshaltung und diese
auch deutlich formuliert. Tragetests sind
richtig und gut, sie können die wirkliche
Alltagstauglichkeit aber nur bedingt wi-
derspiegeln. Solche zeitlich begrenzten
Tests können nicht alle, später im Alltag
auftauchenden, Probleme erkennen las-
sen. Die Kritik an einigen Uniformteilen
ist das Ergebnis dieser „praktischen Er-
fahrungen“ und wurde von uns als GdP
entsprechend ernst genommen. Die nun
getesteten Uniformteile sind wesentliche
Elemente unserer Uniform, denen bei der
Frage von Tragekomfort und der Sicher-
heit am „Arbeitsplatz Straße“, Vorrang
eingeräumt werden. Vor Regen gut ge-
schützt zu sein und dem Wind keinen un-
gehemmten Durchzug zu gewähren, sind
nach heutigen Standards elementare
Grundlagen für eine Berufsbekleidung
bei der Polizei – in der man sich wohl-
fühlen muss. Das Brandverhalten in
Extremsituationen ist eine wichtige Infor-
mation, die wir den Kolleginnen und Kol-
legen mit an die Hand geben müssen.
Geforderter Tragekomfort gepaart mit
einem extrem hohen Brandschutz (wie z.
B. bei den Einsatzanzügen), sind bei den
allgemeinen Uniformteilen für den tägli-
chen Dienst kaum gestaltbar. Aber das
Bestmögliche herauszuholen, um beides
in einer modernen, an seinem praktischen
Nutzen orientierten Uniform abzubilden,
ist natürlich unser Anspruch.

Die Prüfergebnisse liegen vor, wie geht
es nun weiter?

Die Entscheidungen der Innenminister
unserer Länder, keinen gemeinsamen
Weg bei der Einführung einer neuen Uni-
form zu gehen, macht es nicht leichter. Es
wird Aufgabe der GdP bleiben unsere
Kolleginnen und Kollegen in den Ländern
zu unterstützen, wo es entsprechende Er-
fordernisse für Nachbesserungen gibt. Die
Ergebnisse unserer Untersuchungen sind
hierfür eine gute Argumentationsgrund-
lage. In der Fortentwicklung wird es kei-
nen Stillstand geben, dies haben die Er-

fahrungen der letzten Jahre und Jahrzehn-
te gezeigt. Die GdP wird hier in den ein-
zelnen Ländern am Ball bleiben und dar-
auf drängen, die Ergebnisse unserer Un-
tersuchungen in die Weiterentwicklungen
einfließen zu lassen.

Wie wurden die Prüfergebnisse bzw.
das Prüfverfahren von den Kolleginnen
und Kollegen bewertet?

Die offensive und transparente Darstel-
lung des von der
GdP initiierten
P r ü f v e r f a h r e n s
wurde sehr positiv
aufgenommen. Die
Form, wie wir als
GdP diese Pro-
blemstellung aufge-
griffen und abgear-
beitet haben, lässt
keinen Zweifel
daran, dass wir uns
auf dem Weg zu ei-
nem Ergebnis im-
mer an den Bedürf-
nissen orientieren
und uns professio-
nell auf eine Lö-
sung zu bewegen.

Aus Deiner
Sicht:  Wie zufrie-
den sind die Kolle-
ginnen und Kolle-
gen mit den neuen
Uniformen?

Ein Gradmesser
für Zufriedenheit
wird die Feststellung
sein, wie intensiv
man sich in den Rei-
hen der Polizist-
innen und Polizisten
über die „neue
Blaue“ im Streifen-
wagen, auf den Re-
vieren und Stationen unterhält. Derzeit
spricht man noch häufig über die „neue
Blaue“. Und das ist gut so. Die ehrliche Kri-
tik an allem, was uns im Dienst wichtig ist,
zeigt uns auch in Zukunft die Handlungs-
felder auf. Ich habe als Schutzmann von der
Straße die deutliche Wahrnehmung, dass wir
uns nur noch am Rande mit der Frage ob
„grün“ oder „blau“ unterhalten. Mit der
neuen blauen Uniform sind wir sicherlich
auf einem guten Weg. Wenn wir konsequent

UNIFORMTEST

 Man spricht noch häufig über die
„neue Blaue“

an den noch erforderlichen Verbesserungen
arbeiten, wird auch die Zufriedenheit stei-
gen und andere Themen in den Vordergrund
rücken.

Wenn Kolleginnen und Kollegen wei-
tere Kritikpunkte haben, wie werden sie
diese los?

Am Beispiel Hessen wird deutlich, dass
die enge Beteiligung des Hauptpersonal-
rates bei der Einführung der neuen blau-

en Uniform, ein zufriedenstellendes Er-
gebnis bringen kann. Aber auch hier wer-
den nach wie vor Anregungen von unse-
ren Kolleginnen und Kollegen nicht nur
auf-, sondern auch ernst genommen. Die
GdP wird sich bundesweit direkt oder
über die Personalräte vorgebrachter
Kritikpunkte annehmen und sich auch
zukünftig zielorientiert für Verbesserun-
gen einsetzen.

Das Gespräch führte Marion Tetzner

Unser Interviewpartner: POK Lothar Hölzgen – Vorsitzender des
Bundesfachausschusses Schutzpolizei                           Foto: Privat

Lothar Hölzgen, Vorsitzender des BFA Schutzpolizei, zum Uniformtest
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Diese Situation kennt so ziemlich jeder Polizist: ein Verkehrsunfall mit
mehreren Schwerverletzten, umgestürzter Ladung und zerbeultem Blech.
Gerade sind zwei Notarztwagen eingetroffen, kümmern sich um die Ver-
letzten. Die Unfallstelle ist gesichert, zwei Polizisten regeln den Verkehr.
Ein Auto hält am Straßenrand, der Fahrer springt mit der Kamera heraus
und läuft auf das Absperrband zu. Er wedelt mit einer Plastikkarte, ruft
„Presse“ und sucht zielstrebig den kürzesten Weg zum Unfallort. Ist er
nun ein Journalist, ein Hobbyfotograf, ein Leserreporter?

In seinem Aussehen, seiner Kleidung, sei-
nem Auto, seinem Auftreten kann der Poli-
zist die richtige Antwort nicht finden. Wohl
aber in dem Dokument, mit dem er sich le-
gitimiert, dem Presseausweis. Den Begriff
„Presseausweis“ kann jeder verwenden, er
lässt sich nicht schützen. Aber zwischen den
verschiedenen Ausweisen, die meist im
Scheckkartenformat daher kommen, gibt es
wichtige Unterschiede. Nur einer der gän-
gigen Ausweise wird ausschließlich an
hauptberuflich tätige Journalisten ausgege-
ben, an solche Angehörigen der Medien-
zunft also, die von ihrer journalistischen
Arbeit leben, für ein Medium tätig sind und
deren Job es deshalb ist, Bericht zu erstat-
ten – auch von Unfällen, Großeinsätzen und
Bränden.

Dieser Presseausweis wird ausschließlich

von den sechs Medienverbänden Deutscher
Journalisten-Verband (DJV), Deutsche
Journalistinnen- und Journalisten-Union
(dju in ver.di), Bundesverband Deutscher
Zeitungsverleger (BDZV), Verband Deut-
scher Zeitschriftenverleger (VDZ), Freelens
und Verband Deutscher Sportjournalisten
(VDS) ausgestellt. Er gilt immer nur für ein
Jahr und wird danach durch einen neuen
Ausweis im gleichen Design, aber mit an-
deren Farben ersetzt. Die Logos der sechs
Verbände zieren ab 2009 die Rückseite des
Ausweises. Der Presseausweis dieser Ver-
bände ist fälschungssicher, was Polizisten bei
Einsätzen am einfachsten an dem Holo-
gramm auf der Vorderseite erkennen kön-
nen. Die anderen Sicherheitsmerkmale sind
in dem für die Polizei reservierten Log-in-
Bereich der Homepage
www.presseausweis.org enthalten.

Journalisten, die diesen Presseausweis
vorzeigen, haben gegenüber ihrem ausstel-
lenden Verband ihre hauptberufliche jour-
nalistische Tätigkeit nachweisen müssen –
und zwar nicht nur einmal, sondern jedes
Jahr von neuem, bevor der aktuelle Jahres-
ausweis erstellt wurde. Bei ihnen kann die
Polizei sicher gehen, dass sie tatsächlich
Bericht erstatten, dass sie für ein Medium
vor Ort sind, dass ihre Fotos nicht für die
private Sammlung von Katastrophenbildern
bestimmt sind.                             Holecek

PRESSEARBEIT

Presseausweis – nichts für Amateure

Der echte Presseausweis für das kommen-
de Jahr.                                       Foto: DJV

Wer den Presseausweis vorzeigen kann, sammelt Informationen nicht für den Privatbereich.
Hier berichtet der Berliner PM Christian Bauermeister der Presse, dass er genau zum richti-
gen Zeitpunkt am richtigen Ort war: Er konnte im April 2008 einen Zweijährigen auffangen,
der kopfüber aus einem Fenster im dritten Stock fiel.                 Foto:  Joachim Kuphal/dpa
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Die Gewaltentwicklung im Fußball und bei Auseinandersetzungen zwi-
schen Links- und Rechtsextremisten hat die Bereitschaftspolizeien der
Länder an ihre Belastungsgrenze gebracht. GdP-Bundesvorsitzender
Konrad Freiberg: „Die Zahl der Einsätze, bei denen sich die Länder ge-
genseitig unterstützen müssen, betrug im Jahr 2004 41. In diesem Jahr
werden es 140 sein. Mittlerweile ist jeden dritten Tag ein Bundesland
nicht mehr in der Lage, das dortige Geschehen mit eigenen Polizei-
kräften zu bewältigen. Fast die Hälfte aller Einsätze betrifft das Fußball-
geschehen. Allein dort stiegen die Straftaten in den vergangen fünf Jah-
ren um über 40 Prozent.“

Dringend, so die GdP, die rund 80
Hundertschaftsführer und Experten aus
Polizei, Wissenschaft und Politik zu einem
Fachsymposium im fränkischen Kloster
Banz geladen hatte, benötigten die
Bereitschaftspolizeien in Bund und Län-
dern eine massive Erhöhung ihrer
Personalstärke. „Es ist unverantwortlich,
wenn angesichts dieser Entwicklung ein-
zelne Länder sogar noch über einen Ab-
bau ihrer Geschlossenen Einheiten nach-
denken“, urteilte Konrad Freiberg

Zunehmende Gewaltbereitschaft

Der Inspekteur der Bereitschaftspoli-
zeien der Länder, Jürgen Schubert, zeigte
auf dem Symposium auch anhand von
Filmmitschnitten ein erschreckendes Bild

der Gewaltbereit-
schaft im Fußball
und der politisch
linken und rechten
Szene. Jörg Radek,
für die Bereit-
schaftspolizei zu-
ständiges Mitglied
des Geschäftsfüh-
renden GdP-Bun-
desvorstandes: „Im-
mer öfter wird die
Polizei bei Fußball-
einsätzen direkt an-
gegriffen. 2007 gab
es 371 verletzte Kol-
leginnen und Kolle-
gen, 2008 stieg ihre
Zahl auf 434.“

Die Zahl der zu-
nehmend in Schwarz auftretenden bruta-
len Schläger bei Fußballeinsätzen wuchs

nach Beobachtung der Polizei auf mitt-
lerweile 16.000.

Inspekteur Jürgen Schubert zeigte
anhand von Einsatzvideos, dass der
„Schwarze Block“ zunehmend organisier-
ter auftritt und auch bereits Führungs-

strukturen zu beo-
bachten seien. An-
gesichts dieser Ent-
wicklung halte er
den Gedanken für
unverantwortlich,
geschlossene Ein-
heiten weiter abzu-
bauen. Konrad
Freiberg ergänzte:
„Es ist absehbar,
dass immer mehr
gesellschaftliche
und soziale Kon-
flikte künftig ge-
waltsam auf den
Straßen ausgetra-
gen werden.“

Jörg Radek:
„Viele Kolleginnen
und Kollegen ha-
ben fast kein Pri-

3. GDP-FACHSYMPOSIUM BEREITSCHAFTSPOLIZEI

Keine Kompromisse bei der Sicherheit
der Einsatzkräfte

GdP-Bundesvorsitzender Konrad Freiberg:
Die Zahl der Einsätze, bei denen sich die
Länder gegenseitig unterstützen müssen,
ist in diesem Jahr auf 140 gestiegen. 2004
waren es noch 41.

Jürgen Schubert, Inspekteur der Bereitschaftspolizeien der Länder,
zeigte anhand von Einsatzvideos, dass der „Schwarze Block“ zuneh-
mend organisierter auftritt und bereits Führungsstrukturen zu beob-
achten seien.

Daniela Kietz, Stiftung Wissenschaft und
Politik im Deutschen Institut für Internatio-
nale Politik und Sicherheit: Kann der Ver-
trag von Prüm ein Modell für die Vertiefung
der Polizeizusammenarbeit in der EU sein?
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vatleben mehr. Permanent werden ihre
Einheiten zur Unterstützung bei Fußball-
spielen und Demonstrationslagen ange-
fordert. Großeinsätze wie bei Politgipfeln
oder bedeutenden Sportveranstaltungen
setzten dem Ganzen dann die Krone auf.
Das geht immens auf die Knochen.“

Mindeststandards gefordert

Nicht nur im Inland steigt die Zahl der
Unterstützungseinsätze. Mit diversen
Polizeiverträgen zwischen Deutschland,
einzelnen Ländern und anderen Staaten
hat die Zusammenarbeit innerhalb
Europas auf dem Gebiet der inneren Si-
cherheit eine neue Qualität erreicht. „Die
zunehmende europäische Nach-
barschaftshilfe geschlossener Einheiten
der Bereitschaftspolizei erfordert generell
verankerte Mindeststandards. Die Viel-
zahl von Einzelabkommen zwischen den

europäischen Ländern sind für den euro-
päischen Rechtsraum nicht mehr zeitge-
mäß“, sagte der Bundesvorsitzende auf
dem 3. GdP-Fachsymposium Bereit-
schaftspolizei. Dieses dringend benötigte
rechtliche Korsett müsse schnell mit Le-
ben gefüllt werden. Beinahe alle Einsätze
der deutschen geschlossenen Einheiten im
europäischen Ausland seien durch tech-
nische, polizeitaktische und sprachliche
Abstimmungsschwierigkeiten mit den
entsprechenden nationalen Einsatz-
kräften behindert oder verlangsamt wor-
den. „Eine gemeinsame Einsatzsprache ist
die Minimalanforderung für einen gelun-

genen Einsatz. Um schnell und verhältnis-
mäßig agieren zu können, ist es zwingend
notwendig, dass das polizeiliche Fach-
vokabular von allen im Einsatz befindli-
chen Kräften verstanden wird.“

Exportschlager Polizei

Nachdem Daniela Kietz von der Stif-
tung Wissenschaft und Politik im Deut-
schen Institut für Internationale Politik
und Sicherheit vor den Telinehmerinnen
und Teilnehmern die Frage aufgeworfen
hatte, ob der Vertrag von Prüm ein Mo-
dell für die Vertiefung der Polizei-
zusammenarbeit in der EU sei, erläuterte
die Politologin die Struktur des Vertrages
auf der einen Seite und die zahlreichen
bi- und multilateralen Vertragssituationen
der europäischen Länder auf der anderen.
EuroCop-Präsident Heinz Kiefer griff in
seinem Vortrag die Thematik auf und be-

leuchtete die Formen grenzüberschreiten-
der Einsätze außerhalb der EU, wie die
internationalen Einsätze im Rahmen der
gemeinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (ESVP). Mit dem Rats-
beschluss von Ferreira von 2000 haben
sich die EU-Mitgliedsstaaten verpflichtet,
eine bestimmte Zahl von Polizeikräften
grundsätzlich für solche Einsätze zur Ver-
fügung zu stellen. Der Gesamtrahmen
liegt bei 5.000 Beamtinnen und Beamten.

Heinz Kiefer: „Daneben hat sich in den
vergangenen Jahren im Zuge der Debat-
te über internationale friedenssichernde
Einsätze ein Europäisches Forum der
Länder etabliert, die noch geschlossene
Einheiten mit militärischem Statut vorhal-
ten. Frankreich, Italien, Spanien und die
Niederlande haben außerhalb des EU-
Rahmens die sogenannten European

Gendarmerie Force gegründet. Diese
steht laut Beschluss der beteiligten Staa-
ten auch und gerade für internationale
Einsätze der EU zur Verfügung. Grund-
sätzlich ist zu fragen, ob wir als Europäer
da nicht ein Polizeimodell ‚exportieren’,
dass in Europa selbst seit Jahren auf dem
Rückzug ist.“

Tendenz zu größeren Missionen

Bei der Belastung der Personaldecke
durch die laufenden acht internationalen
Einsätze unter EU-Führung handle es
sich, so Kiefer, noch um zweistellige Kon-
tingente. Jedoch sei die klare Tendenz zu
größeren Missionen erkennbar. „Den
Gipfel stellt bisher Eulex dar, mit
insgesamt 1.900 beteiligten Beamten.
Wenngleich hiervon auch Richter und
Verwaltungsfachleute erfasst sind, reden
wir dennoch über eine vierstellige Zahl

von Polizeikräften, die durch diesen Ein-
satz voraussichtlich gebunden werden.“

Auch die vor wenigen Wochen ins Le-
ben gerufene Polizei-Mission EUPOL
Georgien sei dreistellig geplant. Heinz
Kiefer: „Hier frage ich mich allerdings
ernsthaft, warum diese Mission eine Auf-
gabe für die Polizei sein soll. Es geht we-
der um die Aufrechterhaltung der öffent-
lichen Ordnung in Georgien, noch geht es
um die Ausbildung der georgischen Poli-
zei. Im Kern beschränkt sich das Mandat
der EUPOL Georgien auf die Überwa-
chung eines militärischen Waffenstill-
stands. Bei allem Verständnis für die poli-
tisch schwierige Situation in Georgien;
was haben Polizisten als Puffer zwischen
zwei Armeen verloren? Als Gewerkschaf-
ter müssen wir uns die Frage stellen, wie

3. GDP-FACHSYMPOSIUM BEREITSCHAFTSPOLIZEI

EuroCOP-Präsident Heinz Kiefer: Als Ge-
werkschafter müssen wir uns die Frage
stellen, wie weit wir gehen wollen in der
Verwischung der Grenzen zwischen Aufga-
ben des Militärs und der Polizei.

        Fotos: Holecek

Zuhörer beim 3. GdP-Fachsymposium der Bereitschaftspolizei
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weit wir gehen wollen in der Verwischung
der Grenzen zwischen Aufgaben des Mi-
litärs und der Polizei.“

Eingriffe in Personaldecke

Kiefer stellte fest, dass internationale
Missionen der EU in zunehmendem
Maße auch substantielle Eingriffe in die
Personaldecke der Polizeien der Mit-
gliedsstaaten darstellten, die gerade für
die Lage der geschlossenen Einheiten, die
für derartige Aufgaben am besten ausge-
bildet sind, Bedeutung erlangen.

Dabei, so Kiefer müsse klar sein, dass
es ohne Rechtssicherheit für die beteilig-
ten Beamten keinen Einsatz geben dürfe.
„Polizeikräfte dürfen sich aufgrund einer
politischen Entscheidung nicht plötzlich
in einer rechtlichen Grauzone wiederfin-
den. Das gilt insbesondere für internatio-
nale Missionen. Die EU ist dabei, 1.900
Beamte im Kosovo in einen Einsatz zu
entsenden, dessen Legitimität nur von ei-
ner Konfliktpartei anerkannt wird.“

Keine Kompromisse bei der
Sicherheit der Kollegen

Auch Kompromisse bei Selbstschutz
und Absicherung dürfe es nicht geben.
Verwendungen im Ausland müssten so
geregelt sein, dass die beteiligten Beam-
ten keine Abstriche bei der Eigensiche-
rung und der Absicherung machen müss-
ten. Zu dem Katalog gewerkschaftlicher
Forderungen zu grenzüberschreitenden
Einsätzen gehöre, dass es keinen Einsatz
ohne intensive Vorbereitungen geben dür-
fe. Gerade bei Großlagen sei es wichtig,
bereits im Vorfeld Einsatzkonzepte und
-strategien abzugleichen, um Missver-
ständnisse und Unfälle zu vermeiden. Ein
größtmögliches Maß an Kompatibilität
bei der Ausrüstung beteiligter Polizei-
kräfte sei ebenso sicherzustellen wie die
klare Kontingentierung von Ausrüstung
und Personal, das für internationale und
grenzüberschreitende Einsätze eingesetzt
werden könne. Das müsse die Planungen
zur Soll- und Mindeststärke der Bereit-
schaftspolizeien einfließen. Kiefer: „Eine
unserer zentralen Forderungen ist die
Vereinheitlichung der Rechtsgrundlagen
für Unterstützungseinsätze innerhalb der
EU. Das ist eine notwendige Vorausset-
zung für die mittelfristige Schaffung eines
finanziellen Lastenausgleichs für Unter-
stützungseinsätze auf EU-Ebene.“

hol

3. GDP-FACH-
SYMPOSIUM BEREIT-

SCHAFTSPOLIZEI

Als vor gut zwei Jahren das Allgemei-
ne Gleichbehandlungsgesetz (AGG) in
Kraft trat, wetterten Unternehmer und
Wirtschaftslobbyisten gegen höhere finan-
zielle Belastungen und bürokratische
Überregulierung. Eine wissenschaftliche
Kommission, die die Antidiskriminie-
rungsstelle des Bundes berufen hat,
kommt zu anderen Ergebnissen. Danach
liegen die „direkten Kosten” des AGG nur
bei rund 26 Millionen Euro pro Jahr. Eine
Studie der von den Arbeitgebern unter-
stützten „Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft” hatte im Sommer 2007 be-
hauptet, der Diskriminierungsschutz koste
die Betriebe 1,73 Milliarden Euro jährlich.

Der Bericht der Antidiskriminierungs-
stelle ist keine eigene Untersuchung, son-
dern vorrangig eine Kritik an den man-
gelhaften Erhebungsmethoden der „Ini-
tiative Neue Soziale Marktwirtschaft”.
Die Arbeitgeber-Studie habe nur Groß-
unternehmen befragt und sich auf Nord-
rhein-Westfalen beschränkt. Zudem sei
die Befragung bereits im April 2007, we-
nige Monate nach Inkrafttreten des Ge-
setzes, abgeschlossen worden. „In einem
so kurzen Zeitraum und mit nur 27
Expertengesprächen kann man keine se-
riösen Zahlen ermitteln”, sagt Kommis-
sionsmitglied Heinrich Wilms von der
Zeppelin University in Friedrichshafen.

Den verwendeten Interviewkatalog
hält der Juraprofessor für manipulativ. Auf
die Frage „Wie gehen Sie mit den zusätz-
lichen Belastungen um?” kämen prompt
Antworten, die die Kosten weit überschät-
zen. Nur 1,5 Prozent der Summe sind nach
seiner Schätzung angefallen, vor allem
durch Mitarbeiterschulungen. In den
meisten Firmen betreibe man nur
„minimalistischen Aufwand”, so Wilms –
indem man zum Beispiel mit einem Hin-
weis auf das AGG im Intranet der
Informationspflicht nachkommt.

Ethisches Wirtschaften
rechnet sich

Auch der Ökonom Birger Priddat, Prä-
sident der Universität Witten/Herdecke,
vermisst bei der Untersuchung die “me-

thodische Sorgfalt”. Beim Schutz vor Dis-
kriminierung am Arbeitsplatz gehe es
nicht nur um die Kosten, sondern auch um
den Nutzen eines Wirtschaftens, das ethi-
sche Kriterien berücksichtigt. Global tä-
tige Firmen zum Beispiel seien auf die
Zuwanderung von Fachkräften aus dem
Ausland angewiesen: „Maßnahmen, die
solche Beschäftigte vor Diskriminierung
schützen, sind ein Wertschöpfungsvorteil
und keine Marginalie.”

Die Katastrophen-Szenarien der Ar-
beitgeber-Lobby, die vor zusätzlichen
Milliardenbelastungen gewarnt hatte, sind
mit der Expertise vom Tisch. Die vom
Bund bestellte Wissenschaftler-Kommis-
sion will demnächst eigene repräsentati-
ve Zahlen vorlegen, die die positiven Sei-
ten des Gleichbehandlungsgesetzes in den
Vordergrund stellen. Der exakte Nach-
weis, dass Strategien gegen Benachteili-
gung am Arbeitsplatz nicht nur politisch
korrekt sind, sondern sogar einen hand-
festen betriebswirtschaftlichen Nutzen
haben, steht noch aus.

Wenn solche empirisch fundierten Da-
ten vorliegen, gibt es endlich eine stich-
haltige Argumentationsgrundlage, die
nicht nur für die Debatte um Diskriminie-
rung jedweder Art von Bedeutung wäre.
Auch andere Gesetzesvorhaben, die auf
Gleichbehandlung zielen, könnten davon
profitieren. Nach wie vor fehlt zum Bei-
spiel ein die Unternehmen verbindlich in
die Pflicht nehmendes Gesetz, das die
Gleichstellung von Männern und Frauen
garantiert.

Regelungen dazu gibt es zwar für den
öffentlichen Dienst, nicht aber für die Pri-
vatwirtschaft. Entsprechende Planungen
landeten schon zu Zeiten von Rot-Grün
in der Schublade. Statt dessen begnügt sich
die Bundesregierung, im Gegensatz etwa
zu Skandinavien, immer noch mit nebu-
lösen Empfehlungskatalogen. Auch des-
halb sind Frauen in Führungspositionen,
allem Gerde von den wertvollen „weibli-
chen Sozialkompetenzen” zum Trotz,
weiterhin die große Ausnahme.

Thomas Gesterkamp

Das seit 2006 geltende Gleichbehandlungsgesetz kostet die Betriebe
viel weniger, als die Arbeitgeberverbände einst behauptet haben. Das
belegt eine neue Untersuchung.

GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ

Gegen Diskriminierung am
Arbeitsplatz –

Kosten weit übertrieben
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Folgende Stellungnahme zum Finanzmarktstabilisierungsgesetz hat der
Deutsche Gewerkschaftsbund am 14. Oktober 2008 an den Bundestag
und die Parteien versandt:

DGB nimmt Stellung zum
Finanzmarktstabilisierungsgesetz

FINANZKRISE

Der DGB hält es für richtig, dass die
Bundesregierung einen Rettungsplan für
die Finanzmärkte geschnürt hat und die
Eigenkapitalbasis der Banken stärken will.
Diese Notfallmaßnahme ist aktuell
alternativlos. Wichtig ist zudem, dass diese

Initiative europäisch abgestimmt wurde.
Die Finanzmärkte sind das Nervenzentrum
unserer Wirtschaft. Dieses Nervenzentrum
wurde schwer beschädigt. Es fehlt an den
notwendigen gesellschaftlichen Regularien
und gesetzlichen Schranken.

Der Staat als Sachverwalter aller Bürger/
innen ist die letzte Instanz, die das von Ban-
kern und Vermögensverwaltern zerstörte
Vertrauen wieder herstellen kann. Die kurz-
fristigen Maßnahmen müssen durch mittel-
und langfristige Reformen ergänzt werden.
Der Unternehmenszweck der Banken und
anderer Finanzinstitute ist neu zu bestim-
men und am Allgemeinwohl auszurichten:
Sie müssen der Wirtschaft dienen.

Im Rahmen der kurzfristigen Nothilfe
dürfen keine Steuergelder verschwendet
werden. Deswegen muss das Prinzip „Hil-
fe nur für Gegenleistung“ konsequent

durchgehalten werden. Subventionen darf
es grundsätzlich nur gegen Eigentums-
rechte für den Staat geben. Dieses Prinzip
wird jedoch im Gesetzentwurf nicht kon-
sequent umgesetzt. Darüber hinaus deckt
der Gesetzentwurf zentrale Handlungs-

felder nicht ab. So fehlt ein Maßnahmen-
bündel, das den Auswirkungen der Finanz-
krise auf die Realwirtschaft entgegen-
steuert.

Das Finanzmarkt-
stabilisierungsgesetz

Die Einrichtung eines Finanzmarkt-
stabilisierungsfonds ist richtig und erforder-
lich. Ein Zweck des Fonds besteht in der
Gewährung von Garantien. Letztere sol-
len helfen, das Vertrauen auf den Märkten
wieder herzustellen. Diese Garantien soll
es nur gegen Gebühren geben. Diese Maß-
nahme geht in die richtige Richtung.
Darüber hinaus soll der Fonds die Teil-
verstaatlichung Not leidender Finanz-
institute ermöglichen. Dies sollte möglichst
in Form von Beteiligungen mit mindestens

25,1% erfolgen. Nur auf diesem Weg hat
der Staat auch die Kontrolle über die Ge-
schäftspolitik der übernommenen Bank.

Die Bedingungen sowohl für die Ge-
währung von Garantien als auch für Teil-
verstaatlichungen sind bereits im Gesetz so
zu konkretisieren, dass sie dem Ziel einer
langfristigen und nachhaltigen Unter-
nehmenspolitik entsprechen. Dazu gehö-
ren mindestens für die Dauer der Unter-
stützung der Verzicht auf eine Gewinnaus-
schüttung an die Eigentümer, die Begren-
zung der Vorstandsvergütung auf ein an-
gemessenes Niveau, eine an den Bedürf-
nissen der Realwirtschaft ausgerichtete
Kreditversorgung sowie der Verzicht auf
einseitige Belastungen der Arbeitnehmer/
innen.

Darüber hinaus darf die Dauer der
Rekapitalisierungsmaßnahmen nicht be-
grenzt werden. Der Zeitpunkt der Wieder-
veräußerung staatlicher Beteiligungen
muss von der Entwicklung der Marktlage
abhängig gemacht werden. Die Setzung des
konkreten Datums 31.12.2009 ist in Anbe-
tracht einer unsicheren Zukunft kontra-
produktiv.

Nur in Ausnahmefällen ist auch der Kauf
fauler Kredite und Derivate durch den
Finanzmarktstabilisierungsfonds akzepta-
bel. Eine solche Maßnahme ist ein eklatan-
ter Verstoß gegen das Prinzip „Hilfe für
Gegenleistung“.

Das Hilfsprogramm schirmt die Real-
wirtschaft vor noch dramatischeren Folgen
der Krise im Bankensektor ab. Zusätzlich
brauchen wir jetzt ein von den Gewerk-
schaften schon lange gefordertes
Investitionsprogramm in der Höhe von
mindestens 25 Mrd. Euro. Ein Investitions-
programm für Bildung, Gesundheit, inne-
re Sicherheit, öffentliche Infrastruktur-
maßnahmen sowie einen ökologischen und
energieeffizienten Umbau muss Teil einer
europäischen konjunkturpolitischen Kraft-
anstrengung sein.

Der DGB begrüßt die Aussage der Re-
gierung, dass Arbeitnehmer/innen, Rentner
und Pensionäre ebenso wie Selbstständige
darauf vertrauen können, dass ihre Geld-
anlagen sicher sind.

Nach der Nothilfe – Ursachen
bekämpfen

Die Finanzkrise zeigt: Die Selbst-
regulierung der Finanzmärkte hat versagt.

Die voll besetzte Regierungsbank am 15.10.2008 im Deutschen Bundestag in Berlin wäh-
rend Bundeskanzlerin Angela Merkel eine Regierungserklärung zur Bankenkrise abgibt.

                      Foto: Wolfgang Kumm/dpa
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Die Geschäftsstrategie der Banken hat sich
von ihrem Kerngeschäft weit entfernt. Statt
nachhaltigem, organischem Wachstum
zugunsten der Kunden wurden kurzfristi-
ge Gewinnmaximierung und zweistellige
Gewinnmargen verfolgt. Es entstand ein
unkontrolliertes Schattenbankensystem
und Verbriefungsgeschäft. Private-Equity-
und Hedge-Fonds konnten in nahezu
rechtsfreien Räumen Schuldenpyramiden
errichten.

Wir brauchen jetzt einen neuen Ord-
nungsrahmen. Haftung und Prävention
müssen ausgebaut werden. Stabile Finanz-
märkte brauchen beispielsweise einen
Haftungsverbund der europäischen Privat-
banken, einen TÜV für Finanzmarktpro-
dukte, das Verbot von Zweckgesellschaften
und der 100%igen Weiterveräußerung von
Kreditrisiken sowie eine angemessene
Eigenkapitalunterlegung von Verbrie-
fungsgeschäften. Rein spekulative Finanz-
marktprodukte sollten abgeschafft werden.
Im Aktienrecht ist das Wohl der Allgemein-
heit zu verankern. Der Shareholder-Ansatz
war ein Irrweg. Stattdessen brauchen wir
eine Rückbesinnung auf nachhaltiges und
langfristiges Wirtschaften. Anreizsysteme
und exorbitante Vergütungen für Manager
sind zu begrenzen. Die Mitbestimmung
muss im Hinblick auf eine nachhaltige

FINANZKRISE

Nach der Tarifrunde 2008 für die Beschäftigten der Kommunen und des Bun-
des steht nun die Tarifrunde für die Beschäftigten der Länder an. Es wird Zeit,
sich über Forderungen Gedanken zu machen und deren Durchsetzung zu pla-
nen. Denn wie schon in der Tarifrunde 2008 für die Kommunen und den Bund
wird man auch den Beschäftigten in den Ländern nichts schenken.

Anfang Dezember wird sich die Gro-
ße Tarifkommission für die Tarifrunde
2009 positionieren. Mitte Januar soll es
dann eine erste Verhandlungsrunde der
Gewerkschaften mit den Arbeitgebern
(TdL – Tarifgemeinschaft deutscher Län-
der) geben.

Die Arbeitgeber werden wie bei jeder
anstehenden Tarifrunde auf die schwieri-
ge Finanzlage hinweisen, die es ihnen un-
möglich mache, den Beschäftigten mit gro-
ßen Zugeständnissen entgegen zu kom-
men. Doch wir haben gute Argumente:
Fakt ist, dass die Steuereinnahmen der
Länder gestiegen sind und die Prognose
auch weiterhin eine Steigerung vorsieht.
Die Ländereinnahmen stiegen im ersten

Halbjahr 2008 um 5,7 % – statt der vo-
rausgesagten 0,5 %. Wie passt das mit
dem Argument der schwierigen Finanz-
lage zusammen?

Die Beschäftigten brauchen mehr
Geld; die Preise und Belastungen stei-
gen und es ist kein Ende abzusehen. Es
geht nicht darum, den Beschäftigten ein
Luxusleben zu ermöglichen, sondern
darum, ihnen ein menschenwürdiges
Leben zu gewährleisten. Die Preis-
steigerung liegt mittlerweile bei den
Verbrauchsgütern bei 3 %.

Wichtig ist auch dieses Mal wieder
ein großes Engagement der Beamtin-
nen und Beamten in der Tarifrunde
2009, denn für sie wird diese Tarifrunde
ebenfalls ausschlaggebend sein: Ein gu-
tes Tarifergebnis ist eine gute Basis für
die entsprechende Besoldungs- und
Versorgungsanpassung. Die zeitnahe
und inhaltsgleiche Übertragung des
Tarifergebnisses ist umso wahrscheinli-
cher, desto aktiver die Beamtinnen und
Beamten sich an Aktionen während der
Tarifrunde beteiligen. Die GdP wird
aktuelle über anstehende Beteiligungs-
möglichkeiten informieren.           kör.

Michael Glos, Bundesminister für
Wirtschaft und Technologie, sagte in
einer Pressemitteilung vom 30. Septem-
ber 2008 u. a.:

… Der Arbeitsmarkt entwickelt sich
nach wie vor günstig und stärkt die
binnenwirtschaftlichen Antriebskräfte.
Die Zahl der Arbeitslosen ist so niedrig
wie seit 16 Jahren nicht mehr …

… Neben dem Arbeitsmarkt wirkt sta-
bilisierend, dass unsere Wirtschaftsunter-
nehmen finanziell überwiegend gut auf-
gestellt sind und dank ihrer hohen
Wettbewerbsfähigkeit auch bei einem
schleppend verlaufenden Welthandel
Marktanteile gutmachen können.“

Die Tarifrunde 2009 steht vor der Tür

TARIFPOLITIK

Unternehmens-
politik als Gegen-
gewicht zu den
Interessen der
Fi n a n z m a r k t -
akteure ausge-
baut werden.
Darüber hinaus
brauchen wir ein
Anreizsystem,
das die Kurzfrist-
orientierung dis-
kriminiert. Wir
brauchen eine
Finanztransak-
tionssteuer, die
kurzfristige spe-
kulative Transak-
tionen verteuert.
Aus den Einnah-
men dieser Steu-
er wird der öf-
fentliche Ret-
tungseinsatz be-
zahlt.

Zudem muss
nun auch der Zufluss in die Spekulation
begrenzt werden. Die Spekulationsblasen
speisen sich auch aus einer massiven Um-
verteilung des gesellschaftlichen Reich-
tums von unten nach oben. Folglich steht
jetzt ein Kurswechsel in der Steuer-, Wirt-

schafts- und Sozialpolitik auf der Tagesord-
nung. Die deutschen Gewerkschaften wer-
den durch ihre Tarifpolitik einen wichtigen
Beitrag zu dieser notwendigen Um-
verteilung leisten und damit gleichzeitig die
wirtschaftliche Entwicklung stützen.

Der Vorsitzende des Deutsche Gewerkschaftsbundes (DGB), Michael
Sommer, lehnt eine Zurückhaltung bei den künftigen Tarif-
verhandlungen aufgrund der Finanzkrise ab. Wie er der „Berliner Zei-
tung“ gegenüber betonte, müsse anerkannt werden, dass Arbeitneh-
mer auch in der Finanzkrise ihre Interessen wahren: „Forderungen an
die Beschäftigten, den Gürtel enger zu schnallen, sind falsch … Wenn
Milliardenbeträge für Banken vorhanden sind, dann ist auch Geld für
die Arbeitnehmer da“.       Foto: DGB
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In der Zeit vom 23. bis zum 26. September 2008 tagte
in Erfurt der 67. Deutsche Juristentag. Die ca. 7.000
Mitglieder des Deutschen Juristentages stellen einen
Querschnitt aller juristischen Berufe dar. Alle zwei Jah-
re treffen sie sich zu ihren Tagungen. In diesem Jahr
sind ca. 2.700 Juristen in Erfurt zusammengekommen
um rechtspolitische Reformvorschläge aus den unter-
schiedlichsten Rechtsgebieten zu diskutieren.

67. DEUTSCHER JURISTENTAG

Keine Privatisierung im
Kernbereich der Öffentlichen

Sicherheit und Justiz

Während der Pausen wurde kräftig weiter diskutiert. Auch die
Rechtsschutz-GmbH des DGB war mit einem Stand vertreten.

     Fotos (3): Kirstin Weigel

Eröffnet wurde der 67. Deutsche Juristentag durch Bundesprä-
sident Horst Köhler. Er appellierte in seiner Rede dazu, die Bürger-
innen und Bürger in der Gewissheit zu stärken, dass das geltende
Recht konsequent durchgesetzt werde. Das Vertrauen der Bürger
in die Fairness der Rechtsordnung solle bestärkt werden und ihre
Überzeugung, dass in Deutschland die allermeisten Mitbürger das
Recht achten und niemand über dem Gesetz stehe. Er sieht Nach-
holbedarf dabei, den Bürgern auf unaufdringliche Weise Wert und
Wirkung des Rechts nahe zu bringen. Der Bundespräsident sieht
auch die Notwendigkeit, eine Antwort auf die Bedrohung durch
den internationalen Terrorismus zu finden. Oberstes Gebot müsse
dabei nicht zuletzt aus der Grunderkenntnis aus dem Unrecht der
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beiden Diktaturen auf deutschen Boden
heraus sein, dass die Würde des Menschen
unantastbar sei. Sie zu achten und zu schüt-
zen sei Verpflichtung aller staatlichen Ge-
walt. Gleichzeitig sieht der Bundespräsident
angesichts brutaler Straftaten und des
menschenverachtenden weltweiten Terro-
rismus aber auch die Schwierigkeit, mit die-
sem Grundgebot umzugehen. Er zeigte sich
davon überzeugt, dass das Streben nach Si-
cherheit nicht die Freiheit kosten dürfe.
„Wenn wir uns mit unseren Mitteln und
Methoden auf die Stufe der Terroristen hi-
nunterbegeben, dann würden wir nicht nur
unsere Verfassung beschädigen, sondern
auch unser Seelenheil“, so der Bundesprä-
sident wörtlich.

Rechtsstaat nicht zum Nulltarif

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries
begann ihre Festansprache mit einer Fest-
stellung: Den Rechtsstaat gibt es nicht zum
Null-Tarif und auch nicht nach Kassenlage.
Gerechtigkeit brauche eine starke Justiz und
dies müsse auch jedem Finanzminister be-
wusst sein. Ein Rechtsstaat beweise sich z.B.
darin, dass er jedermann den gleichen Zu-
gang zum Recht ermögliche. Ob jemand
Recht bekomme, dass dürfe nur davon ab-
hängen, ob er Recht hat, aber nicht davon,
ob er Geld habe. Die Justiz trage eine be-
sondere Verantwortung für die Integrität
unserer Wirtschaftsordnung und das
Rechtsbewußtsein unserer Gesellschaft.
Diese hohe Verantwortung erfordere nicht
nur eine besonders hohe Qualität der Ar-
beit, es müsse auch für eine ordentliche
Besoldung der Richter/innen und Staatsan-
wälte gesorgt werden. Nur eine Besoldung,

die der gesellschaftlichen Bedeutung und
der Leistung der Justiz gerecht werde, siche-
re die Unabhängigkeit und die Qualität der
Justiz. Im Anschluss wurde die Justizminis-
terin deutlich: Sie meint,
dass es eine Fehlent-
scheidung war, im Zuge
der Föderalismusre-
form die Besoldungs-
kompetenz für die
Richter und Staatsan-
wälte auf die Länder zu
übertragen. Eine Zer-
splitterung der Besol-
dung zwischen armen
und reichen Bundeslän-
dern wäre fatal. Ein Be-
soldungswettlauf zwi-
schen den Ländern sei
nicht hilfreich. Ebenso
deutlich wurde die
Justizministerin in Rich-
tung der öffentlich-
rechtlichen Abteilung
des Juristentags.  Der Vorstellung, dass es
auch bei der Justiz Privatisierungspotential
gebe, erteilte sie eine deutliche Absage. Die
Justiz könnte ihre Aufgaben selbst erfüllen,
sie könnte es besser und, dass hätten ver-
schiedene Beispiele aus den Bundesländern
gezeigt, sie könnte es sogar günstiger.

Die Diskussion in den einzelnen Abtei-
lungen des Deutschen Juristentages wurde
engagiert und intensiv geführt. Neben der
Privatisierungsdebatte, die wie bereits er-
wähnt die öffentlich-rechtliche Abteilung
führte, wurde in der Strafrechtsabteilung
darüber diskutiert, wie mit Beweiserhe-
bungs- und Beweisverwertungsverboten im
Spannungsfeld zwischen Garantien des

Rechtsstaates und der ef-
fektiven Bekämpfung
von Kriminalität und
Terrorismus umgegan-
gen werden soll. In der
Zivilrechts-Abteilung
wurde darüber disku-
tiert, ob die familien-
rechtlichen Ausgleichs-
systeme (Unterhalt, Zu-
gewinn, Versorgungs-
ausgleich) noch zeitge-
mäß sind. Die Abteilung
Arbeits- und  Sozialrecht
befasste sich mit den
rechtlichen Problemen
der alternden Arbeits-
welt. Es wurden arbeits-
und sozialrechtliche Re-
gelungen erörtert, die
sich zur Anpassung der
Rechtsstellung und zur
Verbesserung der Be-
schäftigungschancen äl-

terer Arbeitnehmer empfehlen. Einen si-
cher ungewollt hoch aktuellen Bezug zur
derzeitigen Situation hatten die Diskussio-
nen in der Abteilung Wirtschaftsrecht. Sie

befasste sich mit der Frage ob sich beson-
dere Regeln für börsennotierte und ge-
schlossene Gesellschaften empfehlen. Die
Abteilung Mediation diskutierte den
Regelungsbedarf in Verfahrens- und Berufs-
recht bei der Mediation und weiteren ein-
vernehmlichen Verfahrensstreitbeilegun-
gen.

Beweisverwertungsverbot hindert
nicht an Ermittlungen

Natürlich würde es zu weit führen, hier
sämtliche Beschlüsse der einzelnen Abtei-
lungen des Deutschen Juristentages wieder-
zugeben. Beispielhaft sollen hier nur einige

Festredner bei der Eröffnungsveranstaltung des 67. Deutschen
Juristentages in Erfurt: v. l. Bundespräsident Horst Köhler, Andreas
Bausewein, Oberbürgermeister von Erfurt, Thüringens Ministerprä-
sident Dieter Althaus und Bundesjustizministerin Brigitte Zypries

Bundespräsident Horst Köhler appellierte in seiner Eröffnungsansprache, das Vertrauen der Bürgerinnen und
Bürger in den deutschen Rechtsstaat zu stärken.

67. DEUTSCHER JURISTENTAG



20  11 – 2008 Deutsche Polizei

Beschlüsse der Abteilung Strafrecht und der
Abteilung öffentliches Recht wiedergege-
ben werden. Die Strafrechtsabteilung be-
schloss den Komplex der Beweiserhebungs-
und Beweisverwertungsverbote fortzuent-
wickeln und zu verbessern. Diese Fort-
entwicklung solle insbesondere zu einer
Stärkung der Effektivität des Strafverfah-
rens, zur stärkeren Beachtung eines fairen
Verfahrens und zur verlässlichen Vorher-
sehbarkeit der Anerkennung und der Reich-
weite von Beweiserhebungsverboten die-
nen. Die Mitglieder der strafrechtlichen Ab-
teilung haben sich in ihren Empfehlungen
dafür ausgesprochen dass Beweismittel, die
einem Verwertungsverbot unterliegen,
durchaus noch einen  Anfangsverdacht be-
gründen und als Ermittlungsansatz verwen-
det werden dürfen. Außerdem sollen
Beweisverwertungsverbote nur zugunsten
desjenigen gelten, dessen Rechte unmittel-
bar betroffen sind. Ausdrücklich dafür
sprach man sich aus, dass die Gefährdung
neuer Erscheinungsformen der organisier-
ten Kriminalität und des international ope-
rierenden Terrorismus keine Abkehr von
rechtsstaatlichen Grundsätzen rechtfertig-
ten, es dürfe kein „prozessuales Feindstraf-
recht“ geben. Die Verwertbarkeit privater
und ausländischer Beweiserkenntnisse soll
nach Auffassung der Mitglieder der straf-
rechtlichen Abteilung eingeschränkt ver-
wertbar sein.

In der Diskussion der Privatisierung öf-
fentlicher Aufgaben wurde festgestellt, dass
sich im Kernbereich der öffentlichen Sicher-
heit und der Justiz Privatisierungen verbie-
ten. Es wurde auch eine Empfehlung ange-
nommen, dass dann, wenn Aufgaben nur
unter Ausübung hoheitlicher Befugnisse
wahrnehmbar sind, Private diese Aufgaben
nur erfüllen können, wenn sie mit Hoheits-
gewalt beliehen sind und ihr Handeln einer
effektiven Fachaufsicht durch demokratisch
legitimierte Amtswalter unterworfen wird.

Wer sich eingehender über die einzelnen
Beschlüsse des Deutschen Juristentages in-
formieren will, kann dies auf der Homepage
des Deutschen Juristentages (www.djt.de)
tun. Natürlich führen nicht alle Empfehlun-
gen des Deutschen Juristentages zu gesetz-
geberischen Konsequenzen. Die Vergangen-
heit hat jedoch gezeigt, dass in sehr vielen
Fällen die Beratung und Beschluss-
empfehlung des Deutschen Juristentages
später sehr wohl Eingang in die Gesetzge-
bung gefunden hat. Von daher bleibt abzu-
warten, wie sich die Beschlüsse des 67. Deut-
schen Juristentages zukünftig niederschla-
gen werden. Der 68. Deutsche Juristentag,
gleichzeitig zur Feier des 150jährigen Jubi-
läums des Deutschen Juristentages, wird im
Jahre 2010 in Berlin stattfinden.         now.

67. DEUTSCHER
JURISTENTAG Fortsetzung von Seite 5forum

Mit der neuen GdP-Faltkarte „Waf-
fenrecht 2008“ trägt die GdP dem zum
1. April 2008 in Kraft getretenen neuen
Waffengesetz Rechnung. Gegenüber
dem Waffengesetz 2003 und der stark
nachgefragten GdP-Faltkarte „Waffen-
recht 2003“ haben sich wichtige Verän-
derungen gerade für den polizeilichen
Vollzugsdienst ergeben. Hierbei geht es
vor allem um das Führungsverbot von
Anscheinswaffen und bestimmten
Messerarten.

Wesentlich ist hier, dass nicht allein
waffentechnische Kriterien zwischen

WAFFENRECHT

Neue GdP-Faltkarte
„erlaubt“ und „verboten“ entscheiden,
sondern erstmals auch Umgangsfor-
men. Auch bei den verbotenen Gegen-
ständen gab es Ergänzungen.

Mit dieser Faltkarte gibt die GdP die
wesentlichen rechtlichen Kriterien ih-
ren Kolleginnen und Kollegen an die
Hand.

Die GdP-Faltkarte „Waffenrecht
2008“ steht unter www.gdp.de im
Mitgliederbereich zum Download be-
reit. Gedruckte Faltkarten werden über
die GdP-Landesbezirke und -Bezirke
verteilt.

Zu: Chance auf ein neues
Leben, DP 9/08

Ich habe in der September-Ausgabe der
DP den Gesundheitsartikel „Chance auf
ein neues Leben“ mit Interesse gelesen.
Zufälligerweise habe ich selbst im Sep-
tember Stammzellen gespendet. Bei mir
wurde die periphere Stammzellenent-
nahme angewandt und ich kann die An-
gaben des Artikels nur bestätigen. Durch
einen minimalen Aufwand meinerseits,
konnte vielleicht einem kranken Men-
schen geholfen werden.

Ich kann nur jeden auffordern sich Ty-
pisieren zu lassen, um die Chancen für
kranke Menschen weiter zu erhöhen.
Nicht unerwähnt möchte ich die großzü-
gige Einstellung meiner Dienststelle (Po-
lizeipräsidium Westpfalz) lassen, die mich

Zu: Leserbrief von Andrea
Hansen,  DP 10/08

Habe vorige Woche die Nachricht be-
kommen dass mein kleiner Patient lebt
und es ihm gut geht. Er hat einen
Karnofsky-Index von 90 %! Es war also
alle Mühe wert.

Andrea Hansen, per E-Mail

Der Karnofsky-Index ist eine Skala, mit
der symptombezogene Einschränkung
der Aktivität, Selbstversorgung und
Selbstbestimmung bei Patienten mit bös-
artigen Tumoren bewertet werden kön-
nen. 90 % bedeuten: Fähig zu normaler
Aktivität, kaum oder geringe Symptome.

Die Redaktion

Zu: Leserbrief Thomas Müller,
DP 10/08

Wie gut, dass es die GdP gibt. Man be-
kommt doch immer wieder Neues zu erfah-
ren, so unter anderem etwas, das ich nie (!)
geglaubt hätte: Dass es doch tatsächlich
Führungskräfte in der Polizei gibt, die offen
Verbote aussprechen, dass Beleidigungs-
klagen von Kolleginnen und Kollegen nicht
erwünscht sind!

Diese Leute verkennen ganz offensicht-
lich ihre Aufgabe. Von Führungsverant-
wortung haben diese „Führungskräfte“ kei-
ne Ahnung!        Peter Hafke, per E-Mail

Gesprächen mit Freunden und Bekann-
ten mehrmals in der Woche strittig Debat-
ten führe (Es ging um den Vorwurf der zu
hohen Versorgungsbezüge im Vergleich zu
den Renten. Siehe dazu auch ab S. 29 in
der vorliegenden Ausgabe – Die Red.). Es
ist eine Angelegenheit, mit der sich nach
meiner Einschätzung auch wenige Kolle-
gen auskennen, weil es nicht zwangsläu-
fig in allen Ausbildungsprogrammen für
Beamte behandelt wird; es ist eben nur
„Geschichte“. Leider aber Geschichte, die
von Politikern vielleicht bewusst ignoriert
wird, weil ohne Hinweis hierauf manche
Entscheidung zum Nachteil der Beamten/
innen und Versorgungsempfänger/innen
leichter zu rechtfertigen ist.

Erwin Auffarth, per E-Mail

für die Stammzellenspende völlig unkom-
pliziert vom Dienst freigestellt hat.

Jürgen Georgi, PP Westpfalz
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Anspruch auf Beförderung

Gemäß Artikel 33 Grundgesetz hat jeder Deutsche nach sei-
ner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zu-
gang zu jedem öffentlichen Amt. Dies gilt unbeschränkt und
vorbehaltlos. Belange, die nicht im Leistungsgrundsatz veran-
kert sind, können bei der Besetzung öffentlicher Ämter nur dann
Berücksichtigung finden, wenn ihnen ebenfalls Verfassungsrang
eingeräumt ist. Es besteht also ein Recht auf leistungsgerechte
Einbeziehung in die Bewerberauswahl. Ein Bewerber um ein
öffentliches Amt kann dementsprechend verlangen, dass der
Dienstherr seine Bewerbung nur aus Gründen zurückweist, die
durch den Leistungsgrundsatz gedeckt sind.

Für die Auswahl der Bewerber um ein öffentliches Amt dür-
fen danach nur Kriterien zugrunde gelegt werden, die unmittel-
bar Eignung, Befähigung und fachliche Leistung betreffen und
so darüber Aufschluss geben, in welchem Maße der Beamte den
Anforderungen seines Amtes genügt und sich in einem höheren
Amt voraussichtlich bewähren wird. Anderen Kriterien darf nur
Bedeutung beigemessen werden, wenn sich aus einem Vergleich
anhand leistungsbezogener Kriterien kein Vorsprung von Bewer-
bern ergibt. Der für die Auswahlentscheidung maßgebliche
Leistungsvergleich der Bewerber muß auf aussagekräftige, d. h.
hinreichend differenzierte und auf gleiche Bewertungsmaßstäbe
beruhende aktuelle dienstliche Beurteilungen gestützt werden.

Diese Auffassung hat das Oberverwaltungsgericht Rheinland-
Pfalz im Urteil vom 28.3.2008 – 2 A 11359/07 – vertreten. Der
Kläger war ein Polizeikommissar mit einer Dienstzeit von 6
Dienstjahren. Ihm und weiteren gleichen Kollegen war der Zu-
gang zu einem erheblichen Teil von Beförderungsstellen verwei-
gert worden. Hierdurch wurden diese Beamten in ihrem Recht
auf angemessenes berufliches Fortkommen verletzt.

Es war ein Auswahlverfahren entwickelt worden. Danach
kamen sämtliche Polizeibeamten mit einer Stehzeit von 8 Jah-
ren allein aufgrund ihres erreichten Dienstalters und ohne vor-
herige Durchführung eines aktuellen Leistungsvergleichs durch
dienstliche Beurteilungen in eine sogenannte erste Säule; sie
wurden befördert. Dadurch verringerte sich für die in der zwei-
ten Säule verbliebenen Bewerber in entsprechendem Umfang
die Beförderungschancen. Die mit diesem Vergabeverfahren ein-
hergehende Verletzung des Leistungsgrundsatzes war auch nicht
ausnahmsweise gerechtfertigt. Die Vergabe der Beförderungs-
ämter nach leistungsbezogenen Kriterien hätte die Funktions-
fähigkeit der Polizei nicht gefährdet. Auch personalpolitische
Erwägungen führten zu keinem anderen Ergebnis. Der Dienst-
herr konnte sich auch nicht auf sein Organisationsermessen be-
rufen.

Der Dienstherr war verpflichtet, den Kläger dienst-,
besoldungs- und versorgungsrechtlich so zu stellen, als wäre er
an einem bestimmten Termin zum Polizeioberkommissar beför-
dert worden. Der Beamte erreichte also nicht nur die Beförde-
rung, sondern auch Schadensersatz wegen der unterbliebenen
Beförderung.

                                             Dr. Franz Otto

Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer haben einen Anspruch auf
Verlängerung ihrer Arbeitszeit auf einem „entsprechenden“ frei-
en Arbeitsplatz, wenn sich keine besser geeigneten Konkurren-
ten bewerben. Um einen „entsprechenden“ Arbeitsplatz han-
delt es sich regelmäßig nur dann, wenn die zu besetzende Stelle
dieselben Anforderungen an die Eignung des Arbeitnehmers
stellt wie die bisher ausgeübte Tätigkeit. Ein Anspruch auf Ver-
längerung der Arbeitszeit in einer höherwertigen Funktion be-
steht lediglich im Ausnahmefall.
Bundesarbeitsgericht/Urteil vom 16. September 2008 – 9 AZR
781/07                                                                                              >

Teilzeitarbeit – Auf Verlängerung besteht Anspruch

URTEILE
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Die Regelung des Tarifrechts für den
öffentlichen Dienst, wonach das Arbeits-
verhältnis auch gegen den Willen des Be-
schäftigten mit Vollendung des 65. Le-
bensjahres endet, verstößt weder gegen
deutsches Verfassungsrecht noch gegen
europäisches Recht.
Arbeitsgericht Karlsruhe/Urteil vom 12.
Juni 2008 – 8 Ca 492/07

Öffentlicher Dienst – Alters-
grenze ist nicht rechtswidrig

Im Hause von der Leyens wird das
Elterngeld als Erfolg gefeiert. Doch in an-
deren Haushalten tauchen Fragen zum
Elterngeldgesetz auf – zum Beispiel bei der
Steuer.

Die Höhe des Elterngeldes orientiert sich
am durchschnittlichen Nettoverdienst der
werdenden Mama der letzten zwölf Mona-
ten vor der Geburt des Kindes (oder des
Papas, wenn er die Eltern-Auszeit nimmt).
67 Prozent vom letzten Netto beträgt das
Elterngeld. Also: Je mehr netto, desto mehr
Elterngeld. Aus diesem (guten) Grund ha-
ben Verheiratete - in freudiger Erwartung –
den Aufwand nicht gescheut, die Steuerklas-
sen zu wechseln, um sich ein höheres Eltern-
geld zu bescheren. Und das auch dann, wenn
die Wahl an sich nicht logisch war. Das ist
anzunehmen, wenn eine gängige Kombina-

Elterngeld

tion Verheirateter – verändert wird: IV/IV
bei etwa gleich hohem Verdienst; V/III bei
klaren Gehaltsunterschieden.

Umso erstaunter haben Mama und Papa
dann im Bescheid der Behörde gelesen, dass
der „Steuerklassentrick“ nicht berücksich-
tigt wurde. Den Sachbearbeitern der Eltern-
geldzahlstellen wurde nämlich eine (Bun-
des)-Richtlinie an die Hand gegeben, der-
artige „ungünstige“ Steuerklassenwahlen zu
ignorieren und die Eltern so zu stellen, als
hätten sie ihre Kombination nicht geändert.

Dem hat das Sozialgericht Dortmund –
wie auch schon das Sozialgericht Augsburg
(AZ: S 10 EG 15/08) – eine Absage erteilt.
Die Elterngeldzahlstellen dürften es nicht
verweigern, das – per Wechsel der Steuer-
klassen erreichte – höhere Elterngeld aus-
zuzahlen. Das gelte auch dann, wenn der
Wechsel mit Blick auf die Ehegatten-Ein-
kommenssituation „nicht sinnvoll“ gewesen
ist. Es fehle dazu die Regelung im Gesetz.

Pikant: Nach der Diskussion dieses Punk-
tes im Gesetzgebungsverfahren wurde er
bewusst – und mit dem Szenario vor Au-
gen, dass Eltern „umsteuern“ werden – of-
fen gelassen. Durch die Hintertür jedenfalls,
so das Sozialgericht Dortmund in zwei Fäl-
len, dürften die Elterngeldzahlstellen eine
„nachträgliche Einschränkung nicht vor-
nehmen“ (AZ: S 11 EG 8/07; S 11 EG 40/
07). Dass der Fall auch vom Landessozial-
gericht (LSG) Nordrhein-Westfalen unter-
sucht werden muss, gilt als sicher.

Es ist zu erwarten, dass die Urteile
zunächst offiziell keine Änderung der bis-
herigen Verfahrensweise bringen. Eltern, die
„gewechselt“ haben, können aber gegen
entsprechende Bescheide innerhalb eines
Monats Widerspruch einlegen – und abwar-
ten. Das Ministerium für Generationen,
Familie, Frauen und Integration („MGFFI“)
des Landes Nordrhein-Westfalen sieht in

der Dortmunder Entscheidung (noch) kei-
nen Anlass, aktiv zu werden. „Wir warten
ab, was das Landessozialgericht dazu sagt“,
so eine Sprecherin des „MGFFI“.

Ebenfalls – wenn auch für Eltern weni-
ger erfreulich – vom Sozialgericht Dort-
mund in Sachen „Höhe des Elterngeldes“
entschieden:

Der Gesetzgeber sei bei der Einführung
der neuen Leistung 2007 „frei gewesen“, die
Höhe vom tatsächlich erzielten Einkommen
und nicht – wie zuvor beim Erziehungsgeld
– vom ausgefallenen Gehalt abhängig zu
machen.

Der grundgesetzlich geschützte Gleich-
heitssatz werde genauso wenig verletzt wie
der ebenfalls im Grundgesetz verankerte
Schutz- oder Förderungsgedanke von Ehe
und Familie. Mütter (Väter), die wegen der
Erziehung eines Kindes in der Zeit vor der
Geburt eines weiteren Erdenbürgers keinen
Verdienst hatten und denen deswegen nur
den Mindestsatz an Elterngeld in Höhe von
300 Euro monatlich zusteht, können nicht
verlangen, dass das vor der Geburt des ers-
ten Kindes verdiente Geld angesetzt wird
(AZ: S 11 EG 28/07; S 11 EG 41/07).

           W. B.

Ist ein Arbeitnehmer, der mit seinem
Arbeitgeber einen Altersteilzeitvertrag
abgeschlossen hat, von der Arbeit in vol-
lem Umfang freigestellt, statt zu 50 Pro-
zent zu arbeiten, so ist der von der Firma
gezahlte Aufstockungsbetrag steuerpflich-
tig. Steuerfreiheit sieht das Gesetz nur für
die gesetzlich privilegierten Fälle vor
(Hessisches Finanzgericht, 11 K 2422/06).

Altersteilzeit am Gesetz vorbei
bringt keine Entlastung

URTEILE
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Gesundheit wird teuer
– Gesundheitsfonds und Beitragssatz –

Der Deutsche Bundestag hat am 17. Oktober 2008 den Weg für die Ein-
führung des Gesundheitsfonds zum 1. Januar 2009 freigemacht. Die
wichtigsten Änderungen für die gesetzlich Versicherten: Alle zahlen künf-
tig den gleichen Beitragssatz von 15,5 Prozent.

Für die meisten wird Gesundheit da-
mit teurer. Ein Arbeitnehmer bzw. eine
Arbeitnehmerin mit einem Bruttover-
dienst von 2.700 Euro zahlt in Zukunft
monatlich 221 Euro. Wer vorher bei einer
günstigeren Krankenkasse mit z. B. 12,9
Prozent Beitragssatz versichert war, zahlt
satte 60 Euro mehr.

Die Beiträge werden nach wie vor von
den Krankenkassen eingezogen. Arbeit-
nehmer und Arbeitgeber zahlen ihren
Anteil. Dazu kommt der staatliche Zu-
schuss: 2009 beträgt er 2,5 Milliarden Euro
und soll bis 2015 auf 14 Milliarden stei-
gen. Die von den Krankenkassen einge-
zogenen Beiträge und der staatliche Zu-
schuss werden an den neu eingerichteten
Gesundheitsfonds überwiesen.

Der Gesundheitsfonds soll künftig 95
Prozent der Gesamtausgaben für Klini-
ken, niedergelassenen Ärzten und Arznei-
mitteln decken. Dazu überweist der Ge-
sundheitsfonds den Krankenkassen einen
festen Betrag. Krankenkassen, denen die-
ser Betrag nicht reicht, müssen einen Zu-
satzbeitrag erheben. Überschüsse dage-
gen werden an die Versicherten ausge-
zahlt.

Kritik des DGB

Der DGB hat bereits in der Vergangen-
heit die Einführung des Gesundheitsfonds
heftig kritisiert. Grund dafür war und ist,
dass er die Finanzprobleme der Gesund-
heitsversorgung nicht löst.

Mit dem Gesundheitsfonds wird vor
allem das Hauptproblem, die strukturelle
Einnahmeschwäche der Gesetzlichen
Krankenkassen, nicht aufgefangen. Statt
andere Einkommensarten zur Finanzie-
rung mit heranzuziehen und die Steuer-
finanzierung gesamtgesellschaftlicher
Aufgaben auszubauen, werden die Versi-
cherten einseitig mit den Kostenstei-
gerungen der Zukunft belastet.

Die Konstruktion des Fonds sieht vor,
dass die Beitragszahlungen der Arbeitge-
ber und Arbeitnehmer nur im Anfangs-
jahr 100 Prozent der Ausgaben decken

sollen. Danach wird der Fonds die Ausga-
ben nur zu mindestens 95 Prozent decken.
Das hat eine strukturelle Unterfinan-
zierung der gesetzlichen Krankenkassen
zur Folge. Die Folgen werden die Versi-
cherten und Patienten in Form von
Leistungsausgrenzungen, Billigtarifen und
in Form des geplanten Zusatzbeitrags zah-
len müssen.

Da ein solcher Zusatzbeitrag die Be-
lastungen einseitig bei den Versicherten
ablädt, wird die paritätische Finanzierung

der GKV weiter zu Lasten der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
verschoben. Weil diese Verschiebung das
zentrale Ventil ist, über das Kosten-

steigerungen in Zukunft aufgefangen wer-
den sollen, ist die Dynamik der Beitrags-
steigerung absehbar, wenn er erst einmal
eingeführt ist.

Stattdessen fordert der DGB u. a. die
Einnahmebasis der Krankenkassen durch
den Einbezug anderer Einkommensarten
und eine baldige adäquate Steuerfinan-
zierung gesamtgesellschaftlicher Leistun-
gen zu verbessern.

Im Zuge der Fondseinführung wurde
auch der einheitliche Beitragssatz für die
gesetzlichen Krankenkassen vereinbart.
Man hat sich darauf verständigt, die Bei-
träge zur Gesetzlichen  Krankenversiche-
rung (GKV) im Zuge des geplanten
Gesundheitsfonds pauschal auf 15,5 Pro-
zentpunkte anzuheben und im Gegenzug

den Arbeitslosenversicherungsbeitrag von
3,0 Prozentpunkte – befristet für 18 Mo-
nate sogar auf 2,8 Prozentpunkte – zu sen-
ken.
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Der DGB begrüßt grundsätzlich die
Absicht, Belastungen der Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmer zu vermeiden,
wenn gleichzeitig gewährleistet ist, dass
die solidarische Absicherung der elemen-
taren Lebensrisiken keinen Schaden
nimmt.

Die Einigung ist jedoch hoch problema-
tisch. Einerseits ist nicht solide gewährleis-
tet, dass das Gesundheitswesen mit einem
pauschalen Beitragssatz von 15,5 Prozent-
punkten tatsächlich kostendeckend finan-
ziert werden kann. Die Bedenken des
DGB verbinden sich nicht zuletzt mit dem
voraussichtlich drastischen Anstieg der
Arzneimittelausgaben um 6,6 Prozent auf
mehr als 30 Milliarden Euro in 2009. Es
steht zu befürchten, dass der geplante
Gesundheitsfonds schon zu Beginn nicht
– wie versprochen – zu 100 Prozent aus-
finanziert wird und die Krankenkassen
schon im Wahljahr 2009 gezwungen sein
werden, Zusatzbeiträge von den Versicher-
ten zu verlangen. Eine solche Unter-
finanzierung des Gesundheitswesens ist
umso schwerwiegender, weil zukünftige
Kostensteigerungen nach der Konstrukti-
on des Gesundheitsfonds ausschließlich
über die individuellen Zusatzbeiträge von
den Versicherten getragen werden sollen.

Es ist schon jetzt davon auszugehen,
dass die Krankenkassen, die heute einen
höheren Beitragssatz als 15,5 Prozent ha-
ben, mit dem neuen Einheitsbeitrag nicht
auskommen werden und schon 2009 für
1,3 Millionen Versicherte Zusatzbeiträge

fällig werden. Auch die Kassen, deren
Beitragssatz heute knapp unter den ge-
planten 15,5 Prozent liegen, können die
zu erwartenden Kostensteigerungen von
mindestens 0,5 Prozentpunkten nicht aus-
gleichen. Damit drohen weiteren 5,7 Mio.
Verischerten in 2009 Zusatzbeiträge. Die
Gesundheit wird mit dem Einheitsbeitrag
also nicht nur für fast 90 Prozent der Ver-
sicherten teurer – sieben Millionen Versi-
cherten drohen schon im Wahljahr auch
noch Zusatzbeiträge.

Es muss deshalb durch eine gesetzliche
Klarstellung gewährleistet werden, dass
der Fonds generell kostendeckend aus-
finanziert wird. Bei dem geplanten
Beitragssatz von 15,5 Prozent scheint dies
nicht gesichert.

Höhere Belastungen

Angesichts der dramatischen Entwick-
lungen an den internationalen Finanz-
märkten, der weltweiten Bankenkrise und
den inzwischen deutlich nach unten kor-
rigierten Wachstumsprognosen ist der ge-
plante Eingriff in die Finanzausstattung
des Bundesagentur für Arbeit absolut
fahrlässig.

Fakt ist, dass die Belastungen der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer seit
Jahren deutlich höher ausfallen. Die Ab-
gabenquote der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten liegt bei 20,53 Pro-
zent, der Arbeitgeberanteil dagegen nur
bei 19,63 Prozent. Arbeitnehmerinnen

und Arbeitnehmer tragen demnach eine
Mehrbelastung beim Beitragssatz von
rund neun Mrd. Euro. Grund ist der so ge-
nannte Zusatzbeitrag, mit dem die Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer seit
dem Jahr 2005 einen Arbeitgeberanteil
von 0,45 Prozentpunkten finanzieren müs-
sen. Durch den Ausgabenanstieg im Ge-
sundheitswesen wuchs diese Mehrbelas-
tung der Beschäftigten im Jahr 2006 auf
8,5 Mrd. Euro und 2007 auf 9,3 Mrd. Euro.
Der Arbeitnehmeranteil an den Ausgaben
der GKV ist seit 1992 von 49,4 Mrd. Euro
um zusammengerechnet 51,7 Prozent auf
81,5 Mrd. gestiegen.

Darüber hinaus liegt die tatsächliche
Belastung der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer aufgrund von Praxis-
gebühren, Zuzahlungen für Krankenhaus-
aufenthalte, Heil- und Hilfsmittel oder
Zahnersatz noch deutlich höher. Wenn
also Ärzte angeblich gerechter entlohnt
werden sollen, bedeutet dies in Wahrheit
immer weniger Bruttoeinkommen für
Arbeitnehmer.

Nicht zuletzt wegen der zu befürchten-
den Unterfinanzierung des Gesundheits-
fonds ist es das Mindeste, dass der soge-
nannte Einheitsbeitrag auch tatsächlich
einheitlich und zu gleichen Teilen von
Arbeitgebern und Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern finanziert wird. Der
DGB fordert daher eindringlich, die
Schieflage bei der Finanzierung des Ge-
sundheitswesens noch vor Einführung des
Fonds zu korrgieren. Bernhard Witthaut
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FRAUENSEMINAR

Mobbing im Polizeibereich –
gibt es nicht!?

„Die Frau in der Polizei – besonders gefo(ö)rdert?“ – unter diesem The-
ma führte die Landesfrauengruppe in Sachsen-Anhalt ihr viertes Frauen-
seminar durch. Vom 6. bis 8. Oktober konnten sich interessierte Kolle-
ginnen über die Themen „Partnerschaftliches Verhalten am Arbeitsplatz
– Konflikte oder Mobbing“, „Beruf und Familie“ und „Betriebliches Ein-
gliederungsmanagement“ informieren.

Im April dieses Jahres unterzeichnete
der Polizeihauptpersonalrat mit dem
Innenminister in Sachsen-Anhalt die
„Dienstvereinbarung über partnerschaft-

liches Verhalten am Arbeitsplatz“. Ziele
der Dienstvereinbarung sind die Schaf-
fung eines gesunden Arbeitsklimas, das
von gegenseitiger Achtung und Toleranz
geprägt ist und in dem Konflikte zugelas-
sen und gelöst werden.

Den Organisatoren des Frauense-
minars war es sehr wichtig, die Kollegin-
nen mit den Inhalten dieser Dienst-
vereinbarung vertraut zu machen, denn
nur wenn alle Beschäftigten (auch die
Männer) der Aufforderung der Dienst-
vereinbarung folgen und an einer Verbes-
serung des Betriebsklimas und dem bes-

seren sozialen Umgang miteinander arbei-
ten, wird diese Dienstvereinbarung leben.

Darüber hinaus sollte den Teilnehmer-
innen vermittelt werden, was unter part-

nerschaftlichem Verhalten verstanden
wird, und worin die Unterschiede zwi-
schen Konflikten und Mobbing liegen.
Von den Teilnehmerinnen – überwiegend
aktive GdP-Kolleginnen, Gleichstellungs-
beauftragte und Personalratsmitglieder –
wurden diese Themen sehr aufmerksam
verfolgt.

An kleinen gespielten Beispielen doku-
mentierte der Referent Stefan Schönfeld,
den Teilnehmerinnen soziales Fehlverhal-
ten.

In recht emotional geführten Diskussi-
onen wurden die vielfältigsten Ängste und

Probleme der Kolleginnen angesprochen.
In vielen Bereichen der Polizei unseres
Landes scheint das Schüren von Konflik-
ten, sexuelle Belästigung und sogar Mob-
bing heute ein gängiges Druckmittel zu
sein. Leistungs- und Zeitdruck, der Abbau
der Arbeitsplätze, die Angst vor Verset-
zungen, um nur einige Beispiele zu nen-
nen, zwingen viele Kolleginnen und auch
Kollegen den oftmals überspannten An-
forderungen der Vorgesetzten Rechnung
zu tragen. Konflikte werden nicht ausge-

tragen – Lösungen werden nicht angebo-
ten, sondern ignoriert.

Stefan Schönfeld erläuterte den Anwe-
senden, die Merkmale von Mobbing zu
erkennen und vermittelte Möglichkeiten,
sich der Betroffenen anzunehmen. Den
Teilnehmerinnen wurden die Möglichkei-
ten des Beschwerderechts aufgezeigt bis
hin zur Anzeige bei der in der erwähnten
Dienstvereinbarung verankerten Kon-
fliktkommission.

Im Ergebnis des ersten Tages wurde
festgestellt, dass es sehr häufig an sozia-
len Kompetenzen bei Führungskräften

Die Teilnehmerinnen des GdP-Seminars
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mangelt. Die Vorgesetzten haben gegen-
über den Beschäftigten zwar eine Für-
sorgepflicht, aber diese definiert offenbar
jeder für sich – und alles ist relativ.

Es kristallisierten sich vier Themen
heraus, über die auf den Dienststellen nie
oder kaum gesprochen wird: Mobbing, se-
xuelle Belästigung, Burn-Out und Alko-
holismus.

Durch den zweiten Seminartag beglei-
tete uns die Kollegin Beate Sinz-Günzel
hauptamtliche Gleichstellungsbeauftragte
im Innenministerium. Eines ihrer Themen
war die Dienstvereinbarung „Familien-
freundliche Arbeitszeit“. Eine Vereinba-
rung, die nicht nur Befürworter findet:
Wenn Kolleginnen und Kollegen aus dem
Schichtdienst gehen oder ihre Arbeitszei-
ten senken, um Kinder oder pflegebedürf-
tige Verwandte zu betreuen, haben die Zu-
rückgebliebenen entsprechend mehr Ar-
beit. Intensiv wurde die unterschiedliche
Umsetzung der Dienstvereinbarung dis-
kutiert, denn vielerorts sind die verant-
wortlichen Vorgesetzten nicht in der Lage,
eine Koordinierung der Arbeitsaufgaben
vorzunehmen und verbleibende Kollegin-
nen und Kollegen werden mit den verän-
derten Bedingungen allein gelassen.

Weiterhin wurden durch die Referentin
Maßnahmen zur Frauenförderung in der
Polizei angesprochen. Maßnahmen, wie z.
B. dezentrales Schichtmanagement, El-
tern-Kind-Arbeitszimmer, gleitende Ar-
beitszeit brachten bei den Anwesenden
nur ein müdes Lächeln zutage. Die
Landesinitiative Vereinbarkeit von Beruf
und Familie klingt recht spektakulär, aber
die Ideen nützen weder jungen Müttern
noch den anderen Frauen, wenn nicht

umfangreiche und von allen akzeptierte
Konzepte dahinter stehen.

Am letzten Seminartag Tagesordnung
stand die Dienstvereinbarung „Ein-
gliederungsmanagement“ auf der Tages-
ordnung, wieder ein Thema, welches sehr
vielschichtig diskutiert wurde.

Der Weg bis zur unterschriftsreifen
Dienstvereinbarung war steinig, und wir
mussten feststellen, dass sie nicht in allen
Behörden und Einrichtungen umgesetzt

wird. Und dort, wo Eingliederungsge-
spräche stattfinden, diese nicht immer
zum Inhalt haben, dem Beschäftigten zu
helfen. Hier war es unsere Aufgabe, den
Teilnehmerinnen nahe zu bringen, dass die
Eingliederungsgespräche zum Schutz der
Beschäftigten vor weiteren gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen, zur Vermeidung
krankheitsbedingter Kündigungen oder
vorzeitiger Versetzungen in den Ruhe-
stand geführt werden müssen.

Ziel des Seminars war, über die abge-
schlossenen Dienstvereinbarungen zu in-
formieren und den Inhalt zu vermitteln.
Die angesprochenen Themen wurden sehr
gut von den Kolleginnen angenommen.
Auch wenn sicher etliche Fragen und Pro-
bleme nur angerissen werden konnten, so
war es doch ein Austausch von vielen
Meinungen und Auffassungen, die in un-
sere tägliche Arbeit einfließen können.

Darüber hinaus sind auch Ideen für
neue Seminarinhalte entstanden, auf dem
Gebiet Mobbing und Konfliktmanage-
ment müssen wir noch mehr informieren
und Unterstützung leisten. Unsere Arbeit
wird nicht weniger in den kommenden
Jahren, wir sollten daher nicht nur versu-

chen, partnerschaftlich miteinander um-
zugehen, sondern müssen es tatsächlich
tun. Ansonsten geht es zulasten der Ge-
sundheit unserer Beschäftigten.           VR

Unser Referent, Supervisor Stefan Schönfeld, erläuterte Mobbing-Merkmale.

Nicht nur diskussionswürdige Themen standen an den Seminartagen auf dem Programm;
Entspannung gab es am Abend im Halleschen Beatles-Museum.       Fotos: Carla Thielecke
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Alle Jahre wieder kommt in den Medien die „Neiddiskussion“ auf über
die „armen“ Rentner in unserem Lande und die „privilegierten“ Pensio-
näre, also die Beamtinnen und Beamten im Ruhestand. Seit vielen Jah-
ren beherrscht das Klischee die öffentliche Diskussion: Deutschland hat
Heerscharen von unkündbaren Staatsdienern, die wenig leisten und viel
verdienen. Außerdem führe die zunehmende Versorgungslast der im Ru-
hestand befindlichen Beamtinnen und Beamten zu unerträglichen finanzi-
ellen Belastungen des Staates. Also müsse man in diesem Personen-
bereich drastische Kürzungen vornehmen.

VERSORGUNG

Die Fakten:

Deutschland hat nur etwa 12,5 Prozent
der Gesamtzahl der Arbeitnehmer als
Staatsbedienstete (Schweden rund 33,
Großbritannien 22 und selbst die USA ha-
ben 16 Prozent).

Nur etwa ein Drittel der Staatsdiener
sind Beamte oder Richter; zwei Drittel
sind Beschäftigte, die dem allgemeinen Ta-
rifrecht unterliegen.

 Beamte haben im Jahr eine bis zu 12
Prozent längere Arbeitszeit als die Be-
schäftigten in der privaten Wirtschaft. Die
Bezahlung der Staatsdiener lag 2003 trotz-
dem etwa 5,5 Prozent unter den Werten
der privaten Wirtschaft, obwohl Staats-
bedienstete im Durchschnitt über eine
höhere Qualifikation verfügen als privat
beschäftigte Arbeitnehmer, bei denen vie-
le keinen beruflichen Abschluss haben
oder nur verhältnismäßig Wenige einen
Hochschul- oder Fachhochschulabschluss.

Die zunehmende Versorgungslast ha-
ben ausschließlich die gewählten Volks-
vertreter zu vertreten, die es versäumt
haben, die seit jeher notwenigen finanzi-
ellen Rücklagen dafür zu schaffen.

Die Beamtenversorgung, also die Be-
zahlung dieser Staatsdiener, Beamten ge-
nannt, im Ruhestand (Pension), ist Aus-
fluss einer lebenslangen Alimentations-
und Fürsorgepflicht des Dienstherrn für
Beamtinnen und Beamte und deren An-
gehörige. Letztere erhalten im Todesfall
eine Hinterbliebenenversorgung.

Die Beamtenversorgung ist ein durch
Dienstleistung erworbenes eigenständiges
Altersversorgungssystem (Art. 33 GG)
und unterscheidet sich grundsätzlich von
der gesetzlichen beitragsgestützten Ren-
tenversicherung (Sozialversicherung).
Dies hat das Bundesverfassungsgericht
schon mehrmals, zuletzt am 27. Septem-
ber 2005 in einem Urteil festgestellt.

Die Beamtenversorgung umfasst dem-
nach die Funktion der gesetzlichen Ren-

Die Wahrheit über die Beamtenversorgung

te als auch die einer Zusatzversorgung
bzw. betrieblichen Altersversorgung. Sie
ist deshalb während der Dienstzeit nied-

Zeit zum Ausruhen –  Die Diskussion um Renten und Pensionen werden von vielen
Medien klischeehaft geführt; kaum jemand der hinter die Kulissen schaut und zur
Versachlichung der Diskussion um den Vergleich zwischen Renten und Pensionen
beiträgt.      Foto: Uwe Zucchi/dpa

riger gehalten, um die anschließende Ver-
sorgung zu ermöglichen.

 Sie ist deshalb auch offiziell beitrags-
frei; es werden aber versteckte Beiträge
erhoben, etwa der neuerliche 0,2 Prozent-
abzug für die Versorgungsrücklage, die
allerdings – und das ist der springende
Punkt – lange Zeit nicht erfolgt ist. Die
Verantwortlichen des Staates haben das
Geld einfach ausgegeben!

Aus eben dieser Beitragsfreiheit ergibt
sich andererseits die Behandlung der
Beamtenversorgung als steuerpflichtiges
Einkommen.                                             >
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Rücklage nicht geschaffen

Die für die Versorgung zwingend not-
wendige Rücklage wurde bisher von den po-
litisch Verantwortlichen nicht geschaffen –
das Geld wurde (wie erwähnt) einfach aus-
gegeben. Erst durch die in neuer Zeit auf-
gekommene Diskussion über die Ver-
alterung des deutschen Volkes beginnt die
Politik panikartig bei ihren Staatsdienern al-
les „zusammenzuraffen“, was finanziell für
die zukünftige Versorgung der pensionier-
ten Staatsdiener notwendig erscheint. So hat
allein der Bund neuerlich nach eigenem
Bericht bis zum Ende des Jahres 2004 durch
Besoldungs- und Versorgungsverminderung
ein Sondervermögen von nahezu einer Mil-
liarde Euro angehäuft. Wohlgemerkt: Durch
Kürzungen bei der Alimentation seiner
Staatsdiener. Auch Baden-Württemberg hat
mit Gesetz 1998 die Einrichtung eines sol-
chen Sondervermögens beschlossen und bis
Ende 2005 knapp 400 Millionen Euro an-
gehäuft.

Um so beschämender ist es für die Ver-
antwortlichen in der Politik, dass sie
einerseits an den hergebrachten Grundsät-
zen des Berufsbeamtentums aus Gründen
der Qualität des Staatsdienstes festhalten
wollen, andererseits aber immer wieder
„Einzelteile“ aus rein finanziellen Überle-
gungen herauspicken und verändern wol-
len. Entweder man will das „Berufs-
beamtentum“: Dann muss man zum
Alimentationsprinzip bis zum Lebensende
der Betroffenen stehen. Oder man will ein
anderes System: Dann muss man es aber mit

allen Konsequenzen (DGB: „Verhandeln
statt verordnen“) verwirklichen.

Kürzungsszenario

In den vergangenen rund zehn Jahren
sind folgende Kürzungen mit Auswirkun-
gen auf den Versorgungsbereich der Pen-
sionäre erfolgt (je nach Bundesland gibt
es teilweise geringe Unterschiede):
• Verlängerung der Zeitabläufe für das

Aufsteigen in den Grundstufen der
Gehaltstabelle;

• Verlängerung der ruhegehaltfähigen
Dienstzeit von 35 auf 40 Jahre zur Er-
reichung des Höchstruhegehaltssatzes
von 75 Prozent;

• Einführung einer Versorgungsvermin-
derung in Jahresstufen von eben diesen
75 Prozent bis auf einen Endprozentsatz
von 71,75 (als Übernahme zu den Ein-
schnitten bei der gesetzlichen Renten-
versicherung);

• Einführung einer Versorgungsrücklage
in Höhe von 0,2 Prozent durch Abzug
von den Besoldungs- und Versorgungs-
erhöhungen;

• Erhöhung der Wartefrist für die Versor-
gung aus dem letzten Beförderungsamt
von zwei auf drei Jahre;

• Je nach Bundesland unterschiedlich Ab-
schaffung, Verminderung oder Einfrie-
ren des Weihnachtsgeldes („Sonderzu-
wendung“) auf dem Stand 1993 (2004
rund 64 Prozent), in manchen Bundes-
ländern jetzt aufgeteilt in zwölf Teile
zum Monatsgehalt;

• Streichung des Urlaubsgeldes;
• Entdynamisierung (keine prozentuale

Steigerung) der Polizeizulage und Weg-
fall der Ruhegehaltfähigkeit (mit Über-
gangsregelung);

• Beginn der Erhöhung der gesetzlichen
Altersgrenze über 60 Jahre hinaus (z. B.
Rheinland-Pfalz gestaffelt bis 65, Nord-
rhein-Westfalen einheitlich auf 62 Jah-
re);

• verschiedene Kürzungen bei Teilar-
beitszeit, Beurlaubung, vorzeitiger
Zurruhesetzung;

•  Einführung einer Versorgungsabschlags-
regelung von jährlich 3,6 Prozent
(höchstens 10,8 Prozent) bei vorzeitiger
Zurruhesetzung wegen Dienstunfähig-
keit;

• Senkung der Witwenversorgung von 60
auf 55 Prozent (Besitzstandsregelung
für Altfälle);

• Einführung einer Kostendämpfungs-
pauschale (jährlicher Abzug) bei der
Krankenbeihilfe, in Baden-Württem-
berg beispielsweise gestaffelt nach Ge-
halt von 60 bis 240 Euro;

• diverse weitere Kürzungen im Beihilfe-
system als eigenständiges Kranken-
versicherungssystem der Beamtinnen
und Beamten.

Mit den aufgeführten „offenen“ Kür-
zungen der Versorgungsbezüge und mit
den indirekten Einschnitten zusammen
wurde bisher schon eine tatsächliche Kür-
zung von etwa 6,25 Prozent geschaffen.
Für Versorgungsempfänger ist außerdem
weder eine weitergehende „betriebliche“
noch eine steuerlich begünstigte eigen-
finanzierte Altersvorsorge („Riester-Ren-
te“) vorgesehen.         H. Werner Fischer

VERSORGUNG
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Verwaltung modernisiert sich und so auch die Polizei. New public mana-
gement, total quality management, outcom-Orientierung und performance-
management – es wird von der Wirtschaft abgeschrieben, was das Zeug
hält. Natürlich nur, was Kosten spart. Den Steuerzahler freut es, der Politi-
ker kann sich profilieren mit seiner verbalisiert zur Schau gestellten schein-
baren Unkenntnis, was wirklich in Wirtschaft und Verwaltung passiert.

Um es vorwegzusagen: Nicht alles, was
in der Verwaltung bisher passierte, war wirk-
lich gut und nicht alles was von der Wirt-
schaft übernommen werden soll ist wirklich
schlecht. Ich nehme das Beispiel Personal-
beurteilung. Fast alle Polizeien des Bundes
und der Länder entwickelten in den letzten
Jahren sogenannte Personalentwicklungs-
konzeptionen bzw. Personalmanagement-
systeme. Ziel ist es, Personal entsprechend
Leistung, Eignung und Befähigung einzu-
setzen bzw. zu bezahlen. O. K., haben wir so
ähnlich schon gehört: Art. 33 Absatz 5 GG
– also doch nicht so modern?

Begriff und Funktion von
Beurteilungen

Beurteilungen sind inhaltlich Urteils-
bildungen über Mitarbeiter durch ihre un-
mittelbaren Vorgesetzten (Wunder 2001:
325 ff.), die zu einer arbeitsteilig verfass-
ten und wertschöpfenden Organisation
gehören. Sie müssen zwei Fragen beant-
worten und haben somit auch zwei grund-
legende Funktionen:

1. Im welchen Grade entspricht das
Arbeitsverhalten des zu beurteilenden
Mitarbeiters seiner Arbeitsaufgabe? Oder
anders ausgedrückt: Entspricht die Arbeit
des Mitarbeiters in Qualität und Quanti-
tät der Entlohnung – Äquivalenzfunk-
tion? Wenn nicht, dann ist zu prüfen, ob
und mit welchen Qualifizierungsmaßnah-
men der Mitarbeiter in die Lage versetzt
werden kann, den entsprechenden Gegen-
wert seines Entgelts zu erarbeiten. Auch
ohne weitergehende betriebswirtschaft-
liche Kenntnisse ist dem Laien einsichtig,
dass eine solche Prüfung für das Überle-
ben eines Unternehmens von existenziel-
ler Bedeutung ist. Fraglich ist nur, wie viel
Entlohnung ist die betreffende Arbeit
wert. Ein Anhaltspunkt ist der sogenann-
te Wertschöpfungsgrad, d. h., wie viel Ge-
winn kann der Mitarbeiter bei ordnungs-
gemäßer Durchführung seiner Arbeitsauf-
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Zur Sinnhaftigkeit von
Personalbeurteilungen in der Polizei

gabe für den Arbeitgeber erzeugen – nach
Abzug aller Kosten vom Preis, den der Ar-
beitgeber mit dem Produkt auf dem Markt
erzielen kann, muss ein Überschuss übrig
bleiben. Dabei sollte der Lohn jedoch
nicht so niedrig sein, dass der Mitarbeiter
seine eigene Re-
produktion nicht
mehr menschen-
würdig sicherstel-
len kann – der Wert
der Ware Arbeits-
kraft hat somit
auch eine Unter-
grenze, was zwin-
gend für einen
M i n d e s t l o h n
spricht und spätes-
tens seit Marx
(Marx 1975: 187)
unstrittig sein dürf-
te. Was unter Be-
rücksichtigung von
Kosten, allgemei-
nen Lebenshal-
tungskosten und
deren Steigerun-
gen wie auch des
dem Arbeitgeber
zuzugestehenden
Gewinns angemes-
sen ist, wird regel-
mäßig in Tarifver-
handlungen erstritten und von den Tarif-
parteien nach Abschluss zeitnah umge-
setzt. D. h., der Mitarbeiter bekommt das
Entgelt, was von den betroffenen gesell-
schaftlichen Akteuren (Arbeitgeberver-
bände, Gewerkschaften, Forschungsinsti-
tute, Unternehmensberatungen ...) als ge-
recht, angemessen und gerade so noch als
akzeptabel empfunden wird. Dabei ist es
sozial durchaus akzeptiert, dass unerfah-
rene Mitarbeiter in einer Einarbeitungs-
phase weniger als diesen gerechten und
angemessenen Lohn erhalten. Üblich ist
eine Einarbeitungszeit (nicht zu verwech-
seln mit der Probezeit) von 6 bis 12 Mo-
naten.

2. Die zweite Frage, die eine Beurtei-
lung beantworten soll, hat eine Prognose-
funktion: In welchem Maße ist der Mitar-
beiter in der Lage, eine andere – regelmä-
ßig besser entlohnte – Arbeitsaufgabe zu
erfüllen? Personalverändernde Maßnah-
men verursachen zusätzliche Kosten und
sind für den Arbeitgeber nicht risikolos.
Ein versagender Mitarbeiter verursacht
nicht nur finanzielle Schäden. Oft sind
ungeschickte Personalentscheidungen
Auslöser von Demotivationsprozessen
bzw. von Störungen des innerbetrieblichen
Leistungsentstehungsprozesses (Frustra-

tion, kognitive Dissonanz, innere Kündi-
gung  bis hin zur Verursachung von soge-
nannten Unterbringungsfällen, wenn eine
Kündigung nicht möglich ist). So verwun-
dert es nicht, dass von Führungskräften
nicht nur eine Prognosefähigkeit zum
Leistungsverhalten ihrer Mitarbeiter er-
wartet wird, sondern diese auch als selbst-
verständlicher Bestandteil seiner Füh-
rungstätigkeit regelmäßig abgefordert
wird. Immer dann, wenn sich ein Mitar-
beiter seines Zuständigkeitsbereiches auf
eine besser entlohnte Arbeitsaufgabe/
Stelle bewirbt, hat er einzuschätzen, ob der
betreffende Mitarbeiter die notwendigen
Fähig- und Fertigkeiten besitzt bzw. wel-
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cher Qualifizierungsbedarf notwendig ist,
um evtl. Defizite auszugleichen. Der Ar-
beitgeber will sowohl die Umsetzungs-
kosten wie auch das Versagensrisiko ein-
schätzen können und ggf. gegensteuern.

Äquivalenz- und Prognosefunktion
verlangen unterschiedliche Arten von
Beurteilungen. Sie in „einen Topf zu wer-
fen“ ist kritisch und sollte daher auch un-
terbleiben. Der Beurteilende läuft
ansonsten Gefahr, die Anforderungen an
die aktuelle Stelle zum pauschalisierten
Maßstab aller möglichen künftigen Stel-
len zu machen – zumal er zum Zeitpunkt
der Beurteilung oft noch gar nicht weiß,
wohin sich sein Mitarbeiter künftig bewer-
ben will. Überhaupt sollten sogenannte

„Prognosebeurteilungen“ (oft als Poten-
zial- oder auch Kompetenzbeurteilung
bezeichnet) aktuell auf die konkret ange-
strebte Stelle bezogen erstellt werden.

Anforderungen an Beurteilungen

Beurteilungen messen soziale Tatbe-
stände. Somit unterliegen sie auch den
entsprechenden Anforderungen: Sie soll-
ten zumindest valide, reliabel und objek-
tiv sein. Erweiternd gilt aus pragmatischen
Gründen auch noch der Anspruch auf
Rechtssicherheit, d. h., Beurteilungen soll-
ten so vorgenommen werden, dass sie von
den Betroffenen mit nur geringer Wahr-
scheinlichkeit auf Erfolg rechtlich ange-
griffen werden können.

Valide bedeutet, dass nur das gemessen
wird, was für die erfolgreiche Bewältigung
der Arbeitsaufgabe auch von Bedeutung

ist. Beispielsweise ist es untunlich, die
Kommunikationsfertigkeiten bei Mitar-
beitern am Fließband einer Müll-
sortieranlage als Bestandteil in ein
Beurteilungsformular einzufügen; Glei-
ches gilt, wenn bei einer Führungskraft
sein Umgang mit PC und allgemeiner
Technik bewertet wird. Originell sind auch
solche Bewertungen wie Pünktlichkeit
und die Einhaltung formaler Vorgaben bei
wissenschaftlich tätigen Mitarbeitern.
Kurz gesagt: Es ist genau zu überlegen,
welche Verhaltensmerkmale sind für die
Erfüllung der Arbeitsaufgabe von Bedeu-
tung. Ein pauschalisiertes allgemeingülti-
ges Beurteilungsformular für alle mögli-
chen Arbeitsaufgaben/Stellen in einem
Unternehmen ist nicht zielführend. Un-

ternehmen wählen deswegen auch häufig
halb standardisierte Beurteilungssysteme:
mit standardisierten übergreifenden
Verhaltensausprägungen, die jedoch nicht
vollständig ausgefüllt werden müssen,
wenn ein unmittelbarer Bezug zur kon-
kreten Arbeitsaufgabe nicht erkennbar ist
(z. B. Kommunikationsfähigkeit, Team-

fähigkeit, Konfliktfähigkeit) und offenen
Fragestellungen (z. B. Kann der Mitarbei-
ter alle notwendigen Maschinen bedie-
nen?). Hier hat der unmittelbare Vorge-
setzte auszuführen, welche Maschinen
und Maschinentypen der Mitarbeiter hin-
reichend sicher bedienen kann und wel-
che nicht; zu welchen Maschinen besteht
noch Qualifizierungs- bzw. Unter-

weisungsbedarf
oder beherrscht
der Mitarbeiter
alle notwendigen
Tätigkeitsfelder
seiner Arbeits-
aufgabe; welche
Tätigkeitsfelder
beherrscht er im
b e s o n d e r e n
Maße und wo
sind Defizite er-
kennbar?). Vali-
de Beurteilun-
gen fördern im
b e s o n d e r e n
Maße die Ak-
zeptanz, weil sie konkret und nachvoll-
ziehbar sind; sie minimieren die Gefahr
inhaltsleerer „Phrasendrescherei“. Jeder
Mitarbeiter weiß selbst genau, welche
Maschinen, Gerätschaften bzw. welche Ar-
beitsvorgänge er sicher beherrscht und
welche nicht. Beide – der Vorgesetzte wie
auch der Mitarbeiter können sehr schnell
und auch sicher den notwendigen Fortbil-
dungs- und Nachqualifizierungsbedarf
erheben.

Reliabel ist ein Beurteilungssystem
immer dann, wenn verschiedene Be-
urteiler zu ähnlichen (nicht zwingend voll-
ständig gleichen) Beurteilungen incl.

Beurteilungsprädikaten kommen. Eine
solche Sicherheit erreicht man zum einen
durch Schulung und Training der
Beurteiler und zum anderen dadurch, dass
das Beurteilungssystem so einfach wie
möglich gehalten wird. Standardisierte
Beurteilungssysteme mit einer Vielzahl
von Ausprägungen (z. T. bis zu sechs Aus-
prägungen für das Merkmal Kommu-

      Oft sind
ungeschickte

Personal-
entscheidungen
Auslöser von

Demotivations-
prozessen bzw.
von Störungen
des innerbe-
trieblichen
Leistungs-

entstehungs-
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unterschiedliche Arten von Beurteilungen.
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nikationsfähigkeit) überfordern die
sprachlichen Differenzierungsmöglich-
keiten der meisten Menschen bei Weitem
(zumal die deutsche Sprache so feine Dif-
ferenzierungen für gefühlte soziale Tatbe-
stände nach meiner Kenntnis auch gar
nicht bereithält) und eröffnen zumindest
bei den Extremausprägungen der zu be-
urteilenden Merkmale die Tendenz zur
Beliebigkeit und somit Nichtnachvoll-
ziehbarkeit. So verwundert es auch nicht,
dass nachfragende Mitarbeiter, die wissen
wollen, was sie machen müssen, um z. B.
in Kommunikationsfähigkeit statt ein
„besonders stark ausgeprägt“ ein „hervor-
ragend ausgeprägt“ zu bekommen, keine
sinnhafte und für sie verständliche Ant-
wort bekommen; es gibt sie einfach nicht.

Noch dramatischer stellt sich die Frage
nach der Differenz von 8 zu 9 oder 10 bei
einem Gesamtprädikat (so z. B. in der Poli-
zei des Landes Brandenburg; hier lauten die
drei oberen Prädikate 4. 8, 5. 9 und 5. 10).

Objektivität heißt, dass sachfremde
Einflüsse auf die Beurteilung ausgeschlos-
sen sind. Sachfremd – also ohne Bezug
zum Erfüllungsgrad der gestellten und

arbeitsplatzimmanenten Aufgaben – sind
z. B. Sympathie und Antipathie, Kenntnis-
se zum Freizeitverhalten des Mitarbeiters
oder der von ihm gewählten Lebensform
(Single, Ehe, gleichgeschlechtliche Le-
benspartnerschaft …). Dies wird von den
meisten Verantwortlichen nicht bestritten.

Unterschiedliche Auffassungen gibt es
zur Frage der Quotierung von Beur-
teilungsprädikaten. Sieht man sich die
Begriffe Beurteilung wie auch Objektivi-
tät an, so wird m. E. schnell einsichtig:
Quotierungen sind sachfremd.

Aber auch inhaltlich spricht einiges
gegen Quotierungen: Nur der unmittelba-
re Vorgesetzte, der Mitarbeiter und seine
Kollegen wissen um die Stärken und
Schwächen der bzw. des zu Beurteilenden.
Wenn der unmittelbare Vorgesetzte fest-
stellt, dass der Mitarbeiter alle Geräte und
Arbeitsvorgänge im überragenden Maße
beherrscht, dann können nicht Dritte oder
gar irgendwelche Beurteilungskonfe-
renzen diese Einschätzung in Abrede stel-
len.

So etwas greift in den Kernbereich der
Führungsverantwortung eines Vorgesetz-
ten ein; schließlich ist er dafür verantwort-
lich, dass die angestrebte Wertschöpfung

so erfolgt, wie es die Firmenleitung vor-
schreibt. Leider wird immer wieder – und
dies gehört zu den Kuriositäten gerade
auch des öffentlichen Dienstes – von der
Gaußschen Normalverteilungskurve ge-
sprochen. Hierzu an dieser Stelle einige
grundsätzliche Anmerkungen:

1. Im Zusammenhang mit der Auswer-
tung von Messfehlern bei astronomischen
Messungen gelang es Gauß 1809, die ana-
lytische Form der Verteilung von Messfeh-
lern abzuleiten. Diese Verteilung wird als
normal verteilt oder als Gaußsche
Normalverteilungskurve bezeichnet. Sie
hat zwei grundlegende Parameter. Der
eine Parameter gibt den Wert auf der X-
Achse an, um den die Funktion symmet-
risch verläuft; hier hat die Funktion ihr
Maximum. Der andere Parameter be-
schreibt die Steilheit des Kurvenverlaufes
(d. h. wie viele andere X-Werte haben Y-
Werte in der Nähe des Maximalwertes; je
flacher der Kurvenverlauf desto mehr und
je steiler desto weniger).

2. Auf die Beurteilungsproblematik
übertragen, wird behauptet, dass die meis-
ten Mitarbeiter (Y-Achse) im mittleren
Leistungsbereich (X-Achse) liegen. Es

wird einfach ein mittlerer Wert vorgeben,
um den sich alle anderen Werte symmet-
risch – aber von der Anzahl geringer wer-
dend – anzulehnen haben.

Sieht wissenschaftlich aus; ist es aber
nicht.

Bei einem Koordinatensystem handelt
es sich im Grunde um ein System mit me-
trischem Skalenniveau: der Abstand von 1
zu 2 auf der X-Achse ist genauso groß wie
der Abstand von 7 zu 8; Gleiches gilt auch
bei der Y-Achse. Es ist wahrscheinlich, dass
keiner ernsthaft behauptet, dass der Ab-
stand der einzelnen Beurteilungsprädikate
bei einer beispielsweisen zehnteiligen Ska-
la immer gleich ist; warum sollte man es
auch, der heuristische Erkenntniswert geht
hier gegen null. Den einzelnen Vorgesetz-
ten interessiert nicht, mit welcher Wahr-
scheinlichkeit das Leistungsverhalten sei-
ner Mitarbeiter normal verteilt ist, sondern
was kann der einzelne Mitarbeiter in einer
definierten Zeitspanne erledigen und in
welcher Qualität.

3. Den Einwand, auch die Intelligenz-
verteilung sei normal verteilt und auch
hier handele es sich um einen sozialen
Tatbestand, kann man nicht gelten lassen.

Als Francis Galton sich mit der systema-
tischen Messung der menschlichen Intel-
ligenz beschäftigte, konnte er durchaus
eine glockenhafte Häufigkeitsverteilung
bei seinen Testwerten feststellen (Krau-
se/Metzler 1985: 88 ff.). Von ihm stammt
auch das sog. Galtonbrett. Auf einem Brett
wurden Reihen von Nägeln eingeschla-
gen, in der obersten Reihe einer, in der
nächsten zwei, dann drei usw., jeweils so,
dass die Nägel übereinanderstehender
Reihen genau auf Lücke standen. Dann
ließ er auf dem geneigten Brett durch die
Nagelreihen Kugeln laufen, die durch die
Nägel abgelenkt und am Ende der Nagel-
reihen in n+1 Fächern aufgefangen wur-
den. Die relative Häufigkeit der Kugeln
in den Fächern entsprach in etwa den
Einzelwahrscheinlichkeiten der sog.
Binomialverteilung. Dieses Modell über-
trug er auf die Intelligenzmessung: Dabei
entsprach eine Nagelreihe einer Testfrage,
welche richtig oder falsch beantwortet
werden konnte (2 Alternativen). Zu be-
achten war dabei aber auch, dass die ein-
zelnen Testfragen unabhängig vonein-
ander waren. Waren sie es nicht, dann
konnte eine nicht gewusste richtige Ant-
wort das gesamte Untersuchungsergebnis
verfälschen.

Was will ich damit sagen?
Bei jeweils zwei Bewertungsmöglich-

keiten von n Anforderungen  (bei Galton
waren es Fragen, die richtig oder falsch be-
antwortet werden konnten; bei uns wären
es die beiden Alternativen: der Mitarbei-
ter entspricht der jeweiligen Anforderung/
er entspricht dieser Anforderung nicht)
kann es zumindest theoretisch durchaus
passieren, dass bei einer hinreichend gro-
ßen Anzahl von Anforderungen (die aber
zwingend einen Bezug zur Stelle haben
müssen; s. Validität) eine Normalver-
teilung festgestellt wird. Die Normal-
verteilung aber vorher „anzuordnen“ ist
Unfug, da sie das Ergebnis vorwegnimmt.

4. Außerdem geht es bei Messungen zu
sozialen Tatbeständen darum, eine
möglichst repräsentative Auswahl von
Probanden zu finden. D. h., wer die
Intelligenzverteilung in Deutschland mes-
sen möchte, muss alle Bevölkerungsteile
im hinreichenden Maße in seine Unter-
suchung einbeziehen. Die ausschließliche
Berücksichtigung von Universitätsab-
solventen würde sicherlich ein verzerrtes
Bild zur allgemeinen Intelligenzverteilung
in Deutschland ergeben; Gleiches würde
sich ergeben, wenn lediglich Leistungs-
sportler bei Untersuchungen zur körper-
lichen Fitness der deutschen Bevölkerung
Berücksichtigung fänden. Unternehmen
bilden aber eben nicht den repräsentati-
ven Querschnitt der Bevölkerung: Sie
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schließen von vornherein diejenigen aus,
die nach ihrer Auffassung mit großer
Wahrscheinlichkeit die gestellten Aufga-
ben bestenfalls unterdurchschnittlich er-
füllen. Nur bei extremem Arbeitskräfte-
mangel und bei einer exzellenten Auf-
tragslage sind Unternehmen bereit,  unter-
durchschnittlich befähigte Mitarbeiter
einzustellen. Es ist zu vermuten, dass auch
der öffentliche Dienst ähnlich verfährt;
auch im öffentlichen Dienst führen Aus-
wahlverfahren – so ist zu hoffen – zur
Auswahl von Mitarbeitern, die nach the-
oretischer Unterweisung (also Lehre oder
Studium) und praktischer Einarbeitung
ihre Aufgaben erfüllen können.

Die Situation in der Polizei

In der Polizei hat die Äquivalenz-
funktion nicht die Bedeutung wie in der
Wirtschaft. Ein Mitarbeiter, dem Defizite
bescheinigt werden, erhält durchaus die
Möglichkeit zur Qualifikation; ihm wird
Unterweisungshilfe zuteil.

Hingegen muss ein Mitarbeiter, dem
bescheinigt wird, dass er alle Geräte und
Arbeitsvorgänge der ihm übertragenen
Aufgabe beherrscht, nicht zwingend das
der Stelle entsprechende Gehalt erhalten.
So bekommen Streifenbedienstete selbst
nach Jahren der zufriedenstellenden Er-
füllung ihrer Arbeitsaufgaben nicht das
Entgelt des möglichen Endamtes für die-
se Funktion. Funktionen werden in ver-
schiedenen Bundesländern mit „Von-bis-
Ämtern“ (sog. Ämterbündelung) verse-

hen. So können Streifenbedienstete in ei-
nigen Bundesländern von A 7 bis A 11
besoldet sein. D. h., obwohl Berufsvertre-
tungen und Dienstherr sich darauf geei-
nigt haben, dass das sogenannte angemes-
sene und gerechte Entgelt eines Streifen-
bediensteten bei A 11 liegt, wird ihm über
viele Jahre ein Teil seines Gehalts vorent-
halten. Der Verweis auf das pflichtige
Durchlaufen aller Ämter einer Laufbahn
passt nicht in die Zeit von Verwaltungs-
modernisierung und wird ohnehin schon
jetzt selbst in der Verwaltung nicht kon-
sequent durchgehalten. In den B-Besol-
dungs-Ämtern wird das entsprechende
Gehalt ab dem ersten Tag nach der Funk-
tionsübertragung gezahlt.

Der missliche Umstand der „Ämter-
bündelung“ hat die Erweiterung der
Äquivalenzfunktion um eine sog. Ho-
norierungsfunktion zur Folge. So unter
dem Motto, wer nicht nur seine Aufgaben
erfüllt, erhält vielleicht irgendwann mal
das seiner Funktion entsprechende Ent-
gelt. Um dieser Funktionserweiterung
willen werden Validität, Reliabiltät und
Objektivität der Beurteilungssysteme ge-
opfert; werden Störungen im Leistungs-
entstehungsprozess riskiert und Demoti-
vation von Mitarbeitern provoziert. Hoch-
standardisierte Beurteilungsbögen mit bis
zu 10 Ausprägungen, Quotenvorgaben,
Eingriffe in den Kernbereich von Führung

machen Vorgesetzte und Mitarbeiter zu
abhängigen Marionetten einer ihnen
fremd gegenüberstehenden Entschei-
dungsgewalt. Diese Erscheinungen wider-
sprechen dem Prinzip dezentraler
Verantwortungswahrnehmung. Gleichzei-
tig verhindern sie berufliche Mobiliät bzw.
schränken diese zumindest ein. Warum
sollte sich z. B. ein befähigter Kommissar
(A 9) auf eine Lehrendenstelle (bewertet
mit A 12) bewerben, wenn er nicht einmal
die hinreichende Sicherheit hat, bei erfolg-
reicher Aufgabenbewältigung auf A 10 zu
kommen. Warum sollte sich ein befähig-

ter Beamter (A 10) auf eine entfernt lie-
gende DGL-Stelle (A 13) bewerben, wenn
er zwar sofort die erhöhten Kraftstoff-
kosten zu tragen hat, aber die Belohnung
für seine erhöhte Einsatzbereitschaft sich
in einem Anerkennungsschreiben seines
Präsidenten erschöpft?

Machen wir uns nichts vor, mit Rege-
lungen der Vormoderne wird man kaum
den Anforderungen der Gegenwart ent-
sprechen können. Die Höhe gerechter
Entgelte werden – wie schon oben darge-
stellt – von verschiedenen gesellschaftli-
chen Akteuren ausgehandelt. Dabei ach-
ten alle Beteiligten auf das angemessene
Verhältnis von Arbeitsaufgabe und Ent-
gelt; sich darüber hinwegzusetzen und

Beurteilungssysteme zum Unterlaufen
solcherlei Vereinbarungen zu missbrau-
chen ist nicht nur unanständig, sondern
verlässt den gesellschaftlichen Konsens
der Sozialpartnerschaft.

Vorschläge

1. Beurteilungen sind weiterhin in der
Polizei erforderlich. Sie sollten sich jedoch
auf ihre beiden ursprünglichen Funktio-
nen (Äquivalenz- und Prognosefunktion)
beschränken. Dabei sind Beurteilungs-
systeme so einfach wie möglich zu halten
und sollen einen direkten Bezug zur je-

weiligen Arbeitsaufgabe haben; gleiche
Funktionen können zusammengefasst
werden.

Den Gedanken von A. Schuster auf-
greifend (Schuster 2008: 5) schlage ich vor:
Mitarbeiter, die ihre Aufgabe beherrschen,
brauchen nicht mehr beurteilt zu werden,
es sei denn, sie streben eine andere Funk-
tion an. Sollten die Mitarbeiter irgend-
wann mal ihre Aufgabe nicht mehr im hin-
reichenden Maße erfüllen, bleibt immer
noch das Mitarbeitergespräch.

2. Das späte Nachwirken des feudalen
Ständestaates zeigt sich noch besonders
bei einigen Regelungen zum Beam-
tenrecht, die heutigen Anforderungen
nicht mehr entsprechen. Sie werden von
nicht im öffentlichen Dienst Tätigen als
kurios empfunden; auch wirken sie leis-
tungs- und mobilitätshemmend (hier i. S.
einer beruflichen Veränderung innerhalb
der Polizei durch Übernahme von mehr
Verantwortung). Um das „Kind nicht mit
dem Bade auszuschütten“ schlage ich vor,
beim Beamtenrecht zu bleiben und es
lediglich zu ergänzen. Wer eine höher-
wertige Funktion übertragen bekommt,
erhält nach einer Einarbeitungszeit
(höchstens ein Jahr) das der Funktion
entsprechende Entgelt – bestehend aus
Besoldung aus seiner aktuellen Besol-
dungsgruppe und funktionsabhängigem
Zuschlag, der mit jeder Beförderung bis
zum funktionsbezogenen Endamt abge-
schmolzen wird.

Die Diskussionen um Zulagen für die
Wahrnehmung eines höherwertigen Am-
tes gem. § 46 Bundesbesoldungsgesetz
wären somit obsolet – wer eine Funktion
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zufriedenstellend ausübt, erhält das ange-
messene Entgelt.

3. Überdurchschnittliche Leistungen
(der Mitarbeiter leistet mehr als es seine
eigentliche Funktion erfordert) können
durchaus mit leistungsbezogenen Besol-
dungs- und Gehaltbestandteilen honoriert
werden. Dabei müssen sich Vorgesetzte
und Mitarbeiter über eine Reihung der
Mitarbeiter einigen. Dies ist aber nicht
Bestandteil eines Beurteilungssystems,
sondern eines ernst gemeinten Ziel-
vereinbarungsprozesses und somit ein
anderes Thema.

Dr. jur. Dr. phil. Karl -Heinz Fittkau,

Literatur:
Krause, Bodo/Metzler, Peter: Angewandte Sta-
tistik, Berlin 1988
Marx, Karl:  Das Kapital, Band 1, Berlin 1975
Schuster, Andreas: Neues Beurteilungssystem,
in: Deutsche Polizei, Landesteil Brandenburg,
2008
Wunderer, Rolf: Führung und Zusammenarbeit
– eine unternehmerische Führungslehre,
Neuwied 2001

BEURTEILUNGEN

10. - 11. November 2008
Umgang mit gewaltbereiten
Jugendlichen
- Wahrnehmung, Gefühle, Denkmuster
von gewaltbereiten Jugendlichen
- Konfrontative Gesprächsführung
Sozialisationsbedingungen gewaltbe-
reiter Jugendlicher
- Eigenes Auftreten/ Eigene Sicherheit
im Umgang

15. - 16. Dezember 2008
Alltägliche Gewalt an Schulen –
Vorbeu-gung & Umgang mit auffälligen
Jugendlichen
- Umfang, Ursachen & Präventionsan-
sätze von Gewalt Präventionskonzepte
- Übungen zur Umsetzung im beruf-
lichen Umfeld

17. - 18. Dezember 2008
Krisenteams an Schulen
- Grundlagenwissen Gewaltprävention

- Aufbau und Zusammensetzung eines
Krisenteams
- Interventionsfundus, z. B.
Gewalterkennen und deuten, Krisen-
und Krisenintervention

Weitere Einzelheiten sowie
Anmeldeformulare finden Sie auch auf
unserer Homepage
www.institut-psychologie-sicherheit.de.

Sollten Sie noch Fragen haben, zögern
Sie bitte nicht, mit uns Kontakt aufzu-
nehmen:

Institut Psychologie & Sicherheit
Dr. Jens Hoffmann & Isabel Wondrak
GbR
Dipl.-Psychologen
Postfach 100 862, 63705 Aschaffenburg
www.institut-psychologie-sicherheit.de,
info@institut-psychologie-sicherheit.de
Tel.: 06021-4395066, Fax: 06021-4395064

BILDUNG

Seminare
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Vom 22. - 24. Oktober hat die Europäische Woche für Sicherheit und Gesund-
heitsschutz stattgefunden. In diesem Rahmen hat die Europäische Agentur für
Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz (OSHA) auch die offiziellen Partner für
ihre Kampagne „Gesunde Arbeitsplätze“ vorgestellt. Auch EuroCOP ist dabei.

Die Partnerschaft mit der EU-Agentur
ist für EuroCOP ein wichtiger Schritt zur
Organisation des Informationsaustauschs
im Bereich des Arbeitsschutzes. Gleichzei-
tig soll die Situation der Polizei auch in Re-
lation zu anderen Berufsgruppen ein stär-
keres Profil bekommen. „Die EU-Richtli-
nien gehen von einer grundsätzlichen
Gleichstellung von Polizeibeamten mit an-
deren Beschäftigten aus. In vielen Mitglieds-
staaten sehen wir im Bereich der Polizei
noch einen großen Nachholbedarf”, so
Manuel Lopez, zuständiges Mitglied für
Arbeitsschutz im EuroCOP-Exekutiv-
komitee.

Im Kern geht es bei der Kampagne, die
sich auf die Gefährdungsbeurteilung kon-
zentriert, um die Umsetzung der EU-Rah-
menrichtlinie zur Sicherheit und Gesund-
heit am Arbeitsplatz. Die Gefährdungs-
beurteilung ist Teil des in der EU veranker-
ten Konzepts; dafür gibt es Rechtsvor-
schriften – unter anderem die Rahmenricht-
linie – sowie Leitlinien, Informationen und
Quellen für gute praktische Lösungen.

Die Gefährdungsbeurteilung ist der Eck-

pfeiler des europäischen Konzepts für Si-
cherheit und Gesundheitsschutz bei der Ar-
beit. Dafür gibt es gute Gründe. Wird der
Prozess der Gefährdungsbeurteilung – der
Ausgangspunkt des Risikomanagement-
konzepts – nicht gut oder überhaupt nicht
durchgeführt, sind aller Voraussicht nach
auch keine geeigneten Präventions-
maßnahmen vorhanden.  Die Rahmenricht-
linie verlangt ein integriertes Konzept für
die Gefährdungsbeurteilung, das die ver-
schiedenen Schritte der Gefährdungs-
beurteilung, die unterschiedlichen Erforder-
nisse einzelner Arbeitgeber und die sich
verändernde Arbeitswelt berücksichtigt,
sowie ein partizipatives Konzept, das jeden
Einzelnen, vor allem aber auch die
Beschäftigtenvertretung, am Arbeitsplatz
einbindet.

Der EU-Agentur kommt in diesem Zu-
sammenhang eine zentrale Rolle zu: Sie
wurde von der Europäischen Union einge-
richtet, um In-
formationen
über Sicher-
heit und Ge-
s u n d h e i t s -
schutz bei der
Arbeit bereit-
zustellen. Im
besten Fall
fungiert die
Agentur da-
mit als Kataly-
sator für die
Entwicklung
und Verbrei-
tung von Informationen zum Schutz der Ar-
beitnehmer in Europa.

Seit ihrer Gründung hat die Agentur eine
schier unerschöpfliche Fülle an Informati-
onen zur praktischen Umsetzung einschlä-
giger Richtlinien der EU in den Arbeits-
gesetzen und Praxis der Mitgliedsstaaten
gesammelt. „Leider fehlen dabei Informa-
tionen über die spezifischen Fragestellun-
gen in der Polizei bisher fast völlig,” so
Manuel Lopez. Das soll sich ändern:
EuroCOP-Mitgliedsorganisationen sind seit
Kurzem aufgerufen, in einem Netzwerk na-
tionaler Experten für Arbeitsschutz mitzu-

arbeiten. Koordiniert werden soll das Netz-
werk über einen Fachausschuss in
EuroCOP, der bereits seine Arbeit aufge-
nommen hat. Manuel Lopez: „Unser vor-
rangiges Ziel ist es, die Agentur mit Infor-
mationen über spezifische Fragestellungen
im Bereich der Polizei zu versorgen.”

Die Vorteile einer Zusammenarbeit mit
der Agentur liegen dabei für EuroCOP auf
der Hand: Die Agentur hat nicht nur die
notwendige Expertise zur Durchführung
länderübergreifender Analysen, sondern sie
hat auch die notwendige Infrastruktur, um
mit Informationen in allen offiziellen Spra-
chen der EU umzugehen.

Die Kampagne Gesunde Arbeitsplätze,
die von der Europäischen Agentur für Si-
cherheit und Gesundheitsschutz am Ar-
beitsplatz durchgeführt wird, bindet Arbeit-
geber, Arbeitnehmer, Beauftragte für Ar-
beitssicherheit, Fachleute, Präventions-
dienste, politische Entscheidungsträger und
andere Akteure im Bereich der Verbesse-
rung der Gefährdungsbeurteilung auf
Arbeitsplatzebene ein.

Die Zusammenarbeit mit der EU-Agen-
tur im Rahmen der Kampagne zur Risiko-
bewertung am Arbeitsplatz bringt damit
nicht nur Vorteile für die Arbeit des Unter-
ausschusses. Mitgliedsorganisationen kön-
nen in Kooperationen mit den nationalen
Kontaktstellen der EU-Agentur ebenfalls
Aktionen im Rahmen der Kampagne star-
ten.

Die Agentur konzentriert sich darauf, die
allgemeinen Grundsätze der integrierten
Gefährdungsbeurteilung sowie deren Be-
deutung für wirksame Präventions-
maßnahmen zu vermitteln, und legt den
Schwerpunkt auf die Tatsache, dass die
Gefährdungsbeurteilung obligatorisch, not-
wendig und machbar ist.

Die Kampagne läuft über die Jahre 2008
und 2009; in ihrem Verlauf werden zwei
Europäische Wochen für Sicherheit und
Gesundheitsschutz (im Oktober 2008 und
im Oktober 2009) veranstaltet, und ihren
Höhepunkt wird im November 2009 ein
Gipfel zum Thema Gefährdungsbeurteilung
bilden.

Manuel Lopez: „Wir sind glücklich
darüber, dass uns die EU-Agentur gemein-
sam mit acht weiteren Bewerbern als Part-
ner bereits für die erste Phase des Projek-
tes akzeptiert hat. Jetzt liegt es an EuroCOP,
aber auch an den Mitgliedsorganisationen,
diese Gelegenheit zu nutzen.”                jv

EUROCOP

Gesunde Arbeitsplätze auch
für die Polizei

Logo der EU-Kampagne
für Risikobewertung am
Arbeitsplatz.

Manuel Santos Lopez Garcia - zuständig für
Arbeitsschutz bei EuroCOP.
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Der Dschungel der Großstadt rief die Junge
Gruppe über den Teich. So könnte man das
Seminar im Oktober 2008 beschreiben.
Unter dem interessanten Titel „09/11 und
seine Auswirkungen“ nahmen 21 junge
Kolleginnen und Kollegen die Strapazen ei-
ner Flugreise von Frankfurt am Main auf
sich, um in New York sich mit dem Thema
auseinanderzusetzen. Nach erfolgreicher
Unterbringung im St. Marks Hotel in
Manhattan stellte die Gruppe sich dem
schrecklichen Ereignis der zu verurteilen-
den terroristischen Anschläge am Original-
schauplatz des heutigen Ground Zeros. Ein
Besuch im Ground Zero Museum (http://
groundzeromuseumworkshop.com) mit an-
schließender Diskussion mit dem Einzigen,
von der Stadt New York beauftragten und
zugelassenen Fotograf Gary Marlon Suson
vertieften die TeilnehmerInnen ihre gewon-
nenen Eindrücke über die unmenschlichen
Anstrengungen und Belastungen der einge-
setzten Rettungskräfte.

Die TeilnehmerInnen beschäftigten sich

auch mit der Frage, welche Auswirkungen
hat 09/11 auf die Sicherheitspolitik gera-
de in Deutschland und welche Gefahren
birgt das für die Rechtsstaatlichkeit. Die
TeilnehmerInnen fanden keine abschließen-
de Antwort auf das Spannungsfeld „Innere
Sicherheit und Freiheitsrechte”. Jedoch wa-
ren sich alle einig, dass wir dieses

09/11 und die Folgen oder der Dschungel ruft
– die Junge Gruppe folgt

Spannungsfeld genau
beobachten müssen,
damit es nicht zuunguns-
ten für uns alle kippt.

Schließlich stand ein
Treffen mit Angehörigen
bei NYPD auf der Tages-
ordnung, bei der sich die
TeilnehmerInnen nicht
nur einen Überblick über
die Arbeit als Polizistin
und Polizist in New York
verschaffen konnten,
sondern auch sehr per-
sönliche Schilderungen
der Auswirkungen des
11. September 2001
von eingesetzten Kolle-
gen hörten; emotional
und authentisch. Für uns
erschreckend war, dass
sieben Jahre danach vie-
le KollegInnen noch heu-
te an physischen wie
psychischen Spätfolgen

des Einsatzes leiden. Und die zugesagte
Hilfe nicht erfolgt.

38.000 Polizisten für 9 Millionen Einwoh-
ner (keiner weiß wahrscheinlich, wie viele
Menschen – Touristen, Pendler und Illega-
le, wirklich auf den Straßen herumlaufen),
das ist ein Verhältnis von 1:200. Wobei
beim Spazieren durch die Stadt man eigent-

Nach einer Einführungsphase hatten die
TeilnehmerInnen Gelegenheit, in Ruhe
die Exponate anzuschauen und die tiefen
Eindrücke auf sich wirken zu lassen.Originale aus den Ruinen und Tondoku-

mente gaben einen bleibenden Eindruck.
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lich ständig Polizei sah, Feuerwehr und Kran-
kenwagen auf Einsatzfahrt.

Kein Besuch in NY ohne Besuch bei der
Police-Academy. Allerdings haben es die
jährlich ca. 2.700 Rekruten nicht so witzig
wie in den gleichnamigen Filmen. Binnen 6
Monaten haben sie sich auf den harten All-
tag auf den Streets from NY vorzubereiten.

Danach haben sie noch ein Jahr Praxis-
bewährung auf der Straße.

Ein Teilnehmer antwortete auf die Frage,
wo er lieber arbeitet, dass er froh sei, in
Deutschland Polizist zu sein.

Eine gesunde Abrundung bekam das Pro-
gramm durch einen informatorischen Be-

such bei der UNO, eine Stadtführung und
ein Eintauchen in die Einkaufswelten die-
ser Weltstadt. No dollar, no fun! Diese Stadt
lebt übrigens immer – genau richtig für die
Junge Gruppe.
Eine Aussage eine Police-Officers rundete
den Eindruck ab und reduzierte es auch auf
die ganze Wahrheit: Polizeiarbeit ist auf der
ganzen Welt gleich – schön.                 JG

Die Feuerwehrleute der „Engine 7“ und „Ladder 1“ waren damals
die ersten Feuerwehrleute vor Ort.                                Fotos: JG

Öffentliche Veran-
staltungen ohne
Störungen von

Rechtsextremen

Immer wieder versuchen Rechtsextreme,
auf öffentlichen Veranstaltungen die
Meinungsführerschaft zu übernehmen.
Doch wie können solche Störungen ver-
hindert werden? Hierzu hat die DGB-Ju-
gend ein Faltblatt herausgebracht.
Bestellung: http://www.dgb-jugend.de/
dgb_jugend/broschueren

Wie bereits in den letzten Jahren wird
die Junge Gruppe ein ergänzendes An-
gebot zur Betreuung der GdP beim
Castor-Einsatz anbieten.
Hierzu haben sich wieder KollegInnen der
Junge Gruppe (GdP) entschlossen, ihren
Urlaub im Wendland zu verbringen. Grund-
gedanke dieses „Urlaubes“ ist es, wieder
für Euch als Betreuungsteam vor Ort zu
sein. Um Euch das Einsatzgeschehen et-
was angenehmer zu gestalten, bieten wir
Euch u. a. folgende Dinge an:
• Einkaufsservice
Du stehst in der Pampa, es fehlt was,
und Du kommst da aber nicht weg. Dann
besorgen wir es für Dich und bringen es
vorbei; rund um die Uhr.
• Ansprechpartner für Probleme
Alles Negative, was auch immer, versu-
chen wir aufzuschnappen und wenn mög-
lich direkt vor Ort zu lösen. Dass sich
das nicht immer als leicht erweist, könnt
ihr Euch sicher vorstellen.
Und so könnt Ihr uns rund um die Uhr
(24 h) erreichen:
Tel. + 49 (0)163 899 10 19

Aktiv-Plus Betreu-
ung der Jungen
Gruppe (GdP)

Ausländerrecht
und Dokumenten-

fälschung
Im ersten Teil des Seminars wollen wir
aufzeigen, wie sich Urkundenfälschung in
Deutschland entwickelt hat und welche
Erscheinungsformen es hier gibt. Der zwei-
te Teil trägt die bekannte Frage: Deutsch-
land – ein Einwanderungsland? Wir wol-
len die aktuellen Entwicklungen im Aus-
länderrecht in Deutschland und Europa
aufzeigen und darüber diskutieren, wel-
che gesellschaftspolitischen und polizei-
lichen Lösungsansätze für die Bekämp-
fung der illegalen Einwanderung es gibt.
Das Seminar findet vom 26.-28.1.2009
in Steinbach statt.
Anmeldungen bitte online: www.gdpjg.de

Jeden Tag eine Einheit von rund 70 Streifenwagen bereit, die bei
terroristischen Anschlägen in wenigen Minuten vor Ort sein soll.
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Einsatzsituationen im täglichen Polizei-
dienst sind immer auch Risikosituationen.
Selbst Routinemaßnahmen können in
schwierige bis lebensbedrohliche Lagen
umschlagen. Um solche kritische Situatio-
nen zu bewältigen, reicht es nicht, wenn der

Polizeibeamte oder die
-beamtin auf allgemei-
ne fachliche, persönli-
che und soziale Kom-
petenzen zurückgrei-
fen können. Sie brau-
chen zusätzliche Res-
sourcen, die in dieser
Arbeit mit dem Begriff
der Einsatzkompetenz

umschrieben und in einem psychologischen
Modell operativer Handlungskompetenz
ausformuliert werden.

Eine zentrale Aussage des Modells, näm-
lich dass Einsatzkompetenz in interaktiven
Einsatztrainings erlernbar ist, wurde expe-
rimentell überprüft. Es konnte gezeigt wer-
den, dass Einsatztrainings (hier: das PE-Trai-
ning der Bayerischen Polizei) tatsächlich
einsatzkompetentes Handeln fördern. Die
Effekte des Trainings sind auch nach eini-
gen Monaten noch nachweisbar. Inwieweit
zusätzliche mentale Übungen den Lerner-
folg steigern, konnte empirisch noch nicht
geklärt werden. Polizeipsychologisch wird
empfohlen, Einsatztrainings verstärkt in die
Aus- und Fortbildung zu implementieren.
Einsatzkompetenz, Entwicklung und
empirische Überprüfung eines psycho-
logischen Modells operativer
Handlungskompetenz zur Bewältigung
kritischer Einsatzsituationen im polizei-
lichen Streifendienst, Hans Peter
Schmalzl, Verlag für Polizei-
wissenschaft, 2008, 310 Seiten,
24,90 Euro, ISBN 978-3-86676-043-1

Einsatzkompetenz Die Jugend- und Auszu-
bildendenvertretung

2008 ist das Jahr der JAV-Wahlen. Viele
der neu gewählten Jugend- und Auszu-
bildendenvertretungen werden zum ersten
Mal in diesem Gremium mitwirken und mit
einer Vielzahl von Fragen konfrontiert: Was
sind die rechtlichen Grundlagen? Wie arbei-
tet man mit anderen Interessenvertretern
konstruktiv zusammen? Welche Aufgaben
müssen geplant und umgesetzt werden?

Kurz und verständlich geschrieben, ent-
hält dieses Buch das wichtigste Handwerks-
zeug für die tägliche JAV-Arbeit. Es klärt
die rechtlichen Fragen und vermittelt die
wichtigsten Gesetze, Vorschriften und Re-
gelungen, welche die Jugend- und Auszu-
bildendenvertreter/innen kennen müssen.
Viele praktische Tipps- erleichtern die Zu-

sammenarbeit mit dem
Betriebsrat und dem
Arbeitgeber. Der Band
vermittelt aber auch die
nötige soziale Kompe-
tenz für die erfolgreiche
Arbeit im Gremium.
Das hilft besonders
neuen Mitgliedern, klas-
sische Anfängerfehler
zu vermeiden und einen

guten Draht zum Betriebsrat aufzubauen.
Aus dem Inhalt:
- Die ersten Schritte der JAV
- Grundlagen für die JAV-Arbeit
- Gute Arbeit erfordert gute Planung
- Zusammenarbeit mit Betriebs- bzw.
  Personalrat und Arbeitgebern
- Zusammenarbeit mit anderen Interes-

      senvertreterinnen
- Rechte und Pflichten der JAV JAV-
  Sitzungen und Protokolle
-Die Jugend- und Auszubildendenver-

      sammlung

- Öffentlichkeitsarbeit der JAV Wichtige
  Gesetze und Entscheidungen
- Die JAV-Wahlen

Die Jugend- und Auszubildenden-
vertretung, Tipps und Arbeitshilfen für
die Praxis, Andreas Splanemann, Bund-
Verlag, Frankfurt 2008, 1. Auflage, 172
Seiten, kartoniert, 12,90 Euro, ISBN
978-3-7663-3832-7

Globaler Terrorismus
und Europa

Im Krieg gegen den Terrorismus steht
Europa zunehmend im Zentrum des Konf-
likts. Der islamistische Fundamentalismus
versteht sich in seiner Dschihad-Konzepti-
on gegen den Westen auch als ein dezidiert
antieuropäisches Pro-
gramm. Anders als in
den USA ist jedoch die
Situation in den Staa-
ten der Europäischen
Union durch große
Einwanderungsgrup-
pen aus der muslimi-
schen Welt geprägt.
Dies führt zu massiven
Problemen in der Sicherheitsphilosophie
der europäischen Staatengemeinschaft,
insbesondere in der Bundesrepublik
Deutschland.

Dieser Band zeichnet die Sicherheits-
debatten unter der Agenda nationaler wie
supranationaler Antiterrorpolitik seit dem
11. September nach und prognostiziert die
Entwicklungschancen zukünftiger demo-
kratischer Politik im Zeitalter eines glo-
balen Terrorismus.
Globaler Terrorismus und Europa, Stel-
lungnahmen zur Internationalisierung
des Terrors, Peter Nitschke, VS Verlag,
2008, 219 Seiten, 39,90 Euro, ISBN
978-3-531-15520-3
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